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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1957 

4 — 23004 — 4702/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Apotheken- 
wesen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 185. Sitzung 
am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes die in seiner 135. Sitzung am 21, Januar 1955 zu dem 
Entwurf beschlossene Stellungnahme erneut beschlossen. Sie 
ist als Anlage 2 beigefügt. Im übrigen hat der Bundesrat keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Apothekenwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Arten der Betriebsberechtigung 
und persönliche Voraussetzung für die 
Ausübung 

§ 1 

Apotheken dürfen, abgesehen von dem Nutzungs- 
recht nach § 27, nur auf Grund einer vom Staate 
verliehenen Berechtigung (Betriebsberechtigung) 
betrieben werden, Betriebsberechtigungen im Sinne 
dieses Gesetzes sind 

1. Privilegien und Realrechte sowie die mit diesen 
etwa verbundenen Betriebsbewilligungen, 

2. persönliche Konzessionen mit Präsentationsrecht 
(Realkonzessionen) , 

3. persönliche Konzessionen ohne Präsentationsrecht 
(Personalkonzessionen) , 

4. Erlaubnisse zum Betreiben von Zweigapotheken, 

5. Erlaubnisse zum Betreiben von Krankenhausapo- 
theken, 

6. Zwischenerlaubnisse nach § 4 Abs. 5 und 6, § 11 
Abs. 2, §§ 29 und 30, 

7. sonstige Apothekenbetriebserlaubnisse, die nach 
dem 9. Dezember 1948 erteilt worden sind. 

§ 2 

Eine Betriebsberechtigung darf nur von einer Per- 
son ausgeübt werden, die 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes oder heimatloser Ausländer im Sinne des 
Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 1951 
(Bundesgesetzbl, I S. 269) ist? Vereinbarungen in 
zwischenstaatlichen Verträgen bleiben unberührt, 

2. voll geschäftsfähig ist, 

3. die deutsche oder eine ihr gleichgestellte Be- 
stallung als Apotheker besitzt, 

4. sich nicht durch wiederholte Verfehlungen gegen 
die Apothekenbetriebsordnung, gegen Vorschrif- 
ten über den Verkehr mit Arzneimitteln oder ge- 
gen Vorschriften dieses Gesetzes als unzuverlässig 
in bezug auf die Führung einer Apotheke erwiesen 
hat und 

5. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche ihrer geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zum Betreiben 
einer Apotheke unfähig oder ungeeignet ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Privilegien und Realrechte? 
Realkonzessionen; Apothekenbetriebs- 
erlaubnisse nach § 1 Nr. 7 

§ 3 

(1) Privilegien und Realrechte dürfen nicht mehr 
erteilt werden, 

(2) Geht ein Privileg oder Realrecht auf einen 
anderen über, so hat dieser den Übergang unver- 
züglich der zuständigen Behörde anzuzeigen. Stellt 
diese ihm gegenüber fest, daß er nicht die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllt, so hat der neue Inhaber 
die Berechtigung binnen einem Jahre von dieser 
Feststellung ab auf eine Person zu übertragen, die 
die Voraussetzungen des § 2 erfüllt. Beim Vorliegen 
besonderer Umstände kann die zuständige Behörde 
die Frist um höchstens sechs Monate verlängern. 
Bis zur Übertragung des Privilegs oder des Real- 
rechtes hat der Inhaber für eine nichtverpachtete 
Apotheke einen Verwalter zu bestellen. 

(3) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt unberührt. 
Nach Ablauf des Nutzungsrechtes findet Absatz 2 
Anwendung. 

(4) Erfüllt der Inhaber eines Privilegs oder eines 
Realrechtes nicht mehr die Voraussetzung des § 2 
Nr. 1, so hat er die Berechtigung nach den Bestim- 
mungen des Absatzes 2 zu übertragen. 

§ 4 

(1) Realkonzessionen dürfen nur für Apotheken 
erteilt werden, die vorher auf Grund einer solchen 
Berechtigung betrieben worden sind. 

(2) In der Konzessionsurkunde ist die örtliche 
Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

(3) Realkonzessionen erlöschen 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des § 2 

Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(4) Der Inhaber einer Realkonzession oder des- 
sen Erben haben in den Fällen des Erlöschens der 
Berechtigung das Recht, einen Nachfolger zu prä- 
sentieren, der die Voraussetzungen des § 2 erfüllt, 
soweit ihnen dieses Recht nach den beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Vorschriften zu- 
steht. Das Präsentationsrecht der Erben erlischt, 
wenn es nicht binnen einem Jahre nach Eintritt des 
Erbfalles ausgeübt wird. Beim Vorliegen besonde- 
rer Umstände kann die zuständige Behörde die 
Frist um höchstens sechs Monate verlängern. 
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(5) Der Inhaber der Realkonzession oder dessen 
Erben haben bis zur Erteilung der neuen Realkon- 
zession einen Verwalter zu bestellen. Der Verwal- 
ter bedarf einer Zwischenerlaubnis. 

(6) Ist die Apotheke im Zeitpunkt des Erlöschens 
der Realkonzession verpachtet, so bedarf der Päch- 
ter einer Zwischenerlaubnis. Endet das Pachtver- 
hältnis vor der Erteilung der neuen Realkonzession, 
so gilt Absatz 5. 

(7) Das Nutzungsrecht nach § 27 bleibt unberührt. 
Nach Ablauf des Nutzungsrechtes sind die Absätze 4 
bis 6 anzuwenden. 

§ 5 

(1) Apothekenbetriebserlaubnisse nach § 1 Nr. 7 
dürfen nicht mehr erteilt werden. 

(2) Diese Erlaubnisse erlöschen 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des § 2 

Nr. 1 nicht mehr erfüllt. 

(3) Wird eine Apotheke, die auf Grund einer 
Apothekenbetriebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 betrie- 
ben worden ist, nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erstmalig unter Lebenden oder von Todes wegen 
von einer Person erworben, die die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllt, so ist dieser auf Antrag eine 
Personalkonzession zu erteilen. 

(4) Der Antrag kann nur bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Erlöschen der Erlaubnis oder 
eines Nutzungsrechtes nach § 27 gestellt werden. 
§ 4 Abs. 5 und 6 finden entsprechende Anwendung. 

DRITTER ABSCHNITT 
Personalkonzession 

§ 6 

(1) Für eine Apotheke, die auf Grund einer Per- 
sonalkonzession betrieben wurde, ist nach deren 
Erlöschen eine Personalkonzession im Wege der 
Ausschreibung neu zu erteilen, es sei denn, daß der 
Kreis der durch die Apotheke zu versorgenden Per- 
sonen sich so stark vermindert hat, daß ein ord- 
nungsgemäßer Apothekenbetrieb nicht mehr auf- 
rechterhalten werden kann. § 10 bleibt unberührt. 

(2) Eine neue Apotheke darf nur auf Grund einer 
Personalkonzession errichtet werden. Die §§ 14 und 
15 bleiben unberührt. 

(3) In der Konzessionsurkunde ist die örtliche 
Lage der Apotheke zu bezeichnen. 

§ 7 

(1) Personalkonzessionen für neue Apotheken 
sind im Wege der Ausschreibung oder auf Antrag 
zu erteilen. 

(2) Eine neue Apotheke soll im Wege der Aus- 
schreibung dort errichtet werden, wo die Errich- 
tung eine Verbesserung der Arzneimittelversor- 
gung herbeiführen würde. 


(3) In Stadtkreisen und Badeorten sind Personal- 
konzessionen auch auf Antrag ohne Durchführung 
eines Ausschreibungsverfahrens zu erteilen. Sol- 
chen Anträgen ist so lange zu entsprechen, bis auf 
je 7000 Einwohner des betreffenden Stadtkreises 
oder Badeortes eine Apotheke vorhanden ist. Eine 
überschießende Zahl von mehr als 3500 wird als 
volle 7000 gerechnet. 

(4) Ein Antrag nach Absatz 3 ist abzulehnen, 
wenn für den Ortsteil des Stadtkreises oder für 
den Badeort, in dem die Apotheke errichtet wer- 
den soll, eine Personalkonzession bereits ausge- 
schrieben ist. 

(5) Der Anwendung der Verhältniszahlen nach 
Absatz 3 ist die amtlich fortgeschriebene Einwoh- 
nerzahl zugrunde zu legen. 

§ 8 

(1) Bewerber im Ausschreibungsverfahren und 
Antragsteller nach § 7 Abs. 3 müssen die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllen. Antragsteller nach § 7 
Abs. 3 müssen außerdem nachweisen, daß sie über 
die für den Betrieb der Apotheke erforderlichen 
Räume verfügen. 

(2) Im Ausschreibungsverfahren sind die Be- 
werber nach ihrer Eignung unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Berechtigungsalters auszuwäh- 
len. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften über das Verfahren bei 
der Ausschreibung von Personalkonzessionen und 
die Berechnung des Berechtigungsalters unter Be- 
rücksichtigung der beruflichen Tätigkeit und der 
persönlichen und sozialen Verhältnisse des Bewer- 
bers zu erlassen. 

§ 9 

(1) Bewirbt sich ein Kind des bisherigen Inhabers 
einer Personalkonzession, das die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllt, um eine Personalkonzession 
für die auf Grund der erloschenen Konzession be- 
triebenen Apotheke, so ist sie ihm zu erteilen, 
wenn sein Berechtigungsalter nicht mehr als zehn 
Jahre hinter dem des Bewerbers zurückbleibt, der 
andernfalls die Konzession erhalten würde. 

(2) Der Inhaber einer nach Absatz 1 erteilten 
Personalkonzession hat für jedes Jahr, um das die 
Berechtigungsalter voneinander abweichen, eine 
Abgabe in Höhe von sechs vom Hundert des Durch- 
schnittsumsatzes der letzten drei Jahre vor Über- 
nahme der Apotheke an eine von der zuständigen 
Landesbehörde zu bezeichnende Einrichtung zur 
Unterstützung angestellter Apotheker, deren An- 
gehörige und Hinterbliebene zu leisten. Zeitspan- 
nen unter einem Jahr werden als volle Jahre ge- 
rechnet. 

§ 10 

(1) Die Personalkonzession ist ohne Ausschrei- 
bung zu erteilen, wenn sie von einem Apotheker 
beantragt wird, der die Apotheke während der 
letzten fünfzehn Jahre vor dem Erlöschen der Kon- 
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Zession oder eines Nutzungsrechtes nach § 27 als 
Pächter ohne wesentliche Beanstandungen geleitet 
hat. 

(2) Dasselbe gilt für einen Apotheker, der eine 
von ihm gepachtete, durch den Krieg zerstörte oder 
erheblich beschädigte Apotheke auf eigene Kosten 
wieder betriebsfähig gemacht hat und der ein Be- 
rechtigungsalter von mindestens fünfzehn Jahren 
hat. 

§ 11 

(1) Die Personalkonzession erlischt, 

1. wenn der Inhaber auf ihre Ausübung verzichtet, 

2. wenn er stirbt. 

(2) Nach dem Erlöschen der Personalkonzession 
hat die zuständige Behörde für die Apotheke einen 
Verwalter zu bestellen, es sei denn, daß nach § 6 
Abs. 1 eine neue Personalkonzession nicht mehr zu 
erteilen ist. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 gilt dies 
jedoch nur dann, wenn Nutzungsberechtigte nach 
§ 27 nicht vorhanden sind oder wenn sie ihre 
Rechte nicht ausüben. Der Verwalter führt die Apo- 
theke für Rechnung des Inhabers oder der Erben. 
Ihm ist eine befristete Zwischenerlaubnis zu ertei- 
len. 

(3) Der bisherige Inhaber hat bis zu einem Jahre 
nach dem Verzicht, nicht nutzungsberechtigte Er- 
ben oder Erben, die das Nutzungsrecht nicht aus- 
üben, haben bis zur Dauer eines Jahres nach Ein- 
tritt des Erbfalles zu dulden, daß die Apotheke 
durch den Verwalter betrieben wird. 

§ 12 

(1) Die Personalkonzession ist zurückzunehmen, 
wenn der Inhaber 

l.ihre Erteilung durch unlautere Mittel, wie Täu- 
schung, Drohung oder Bestechung herbeigeführt 
hat, 

2. die Voraussetzung des § 2 Nr. 1 nicht mehr er- 
füllt, 

3. innerhalb eines Jahres vom Zeitpunkt der Er- 
teilung der Konzession den Betrieb der Apo- 
theke nicht aufgenommen hat. 

(2) Die Personalkonzession kann zurückgenom- 
men werden, wenn 

1. die Behörde, ohne daß ein Fall des Absatzes 1 
Nr. 1 vorliegt, das Vorliegen der nach § 2 erfor- 
derlichen Voraussetzungen irrtümlich angenom- 
men hat, 

2. der Inhaber nicht mehr die Voraussetzungen des 
§ 2 Nr. 2 bis 5 erfüllt. 

(3) Die Frist nach Absatz 1 Nr. 3 kann aus wich- 
tigen Gründen verlängert werden. 

(4) § 11 Abs. 2 Satz 1, 3 und 4 gilt entspre- 
chend. Der bisherige Inhaber hat bis zur Dauer 
eines Jahres nach der Zurücknahme und im Falle 
der Ausschreibung einer neuen Personalkonzession 
bis zu ihrer Erteilung zu dulden, daß die Apotheke 
durch den Verwalter betrieben wird. 


§ 13 

(1) Wird eine Personalkonzession neu erteilt, so 
können der frühere Konzessionsinhaber oder des- 
sen Erben von dem neuen Konzessionsinhaber ver- 
langen, daß dieser eine angemessene Vergütung 
für die persönliche Leistung des bisherigen Konzes- 
sionsinhabers bei dem Betrieb der Apotheke ent- 
richtet. Sie darf zehn vom Hundert des durch- 
schnittlichen Jahresumsatzes der letzten drei Jahre 
vor Übernahme der Apotheke nicht überschreiten. 
Der Anspruch besteht nicht, wenn die Apotheke 
vor der Übernahme länger als fünf Jahre verpach- 
tet war oder wenn der neue Konzessionsinhaber 
der bisherige Pächter der Apotheke ist. 

(2) Wurde die Apotheke in gemieteten oder ge- 
pachteten Räumen betrieben und haben der frühere 
Konzessionsinhaber oder dessen Erben Aufwen- 
dungen für angemessene bauliche Verbesserungen 
gemacht, so können sie von dem neuen Konzes- 
sionsinhaber, der diese Räume weiter benutzt, Er- 
satz für diese Aufwendungen unter Berücksichti- 
gung der inzwischen eingetretenen Abnutzung 
verlangen; der Anspruch besteht nicht, soweit An- 
sprüche auf Ersatz dieser Aufwendungen gegen- 
über dem Vermieter oder Verpächter begründet 
sind. 

VIERTER ABSCHNITT 
Zweigapotheken; Krankenhausapotheken 

§ 14 

(1) Dem Inhaber eines Privilegs, eines Realrechts, 
einer Realkonzession, einer Personalkonzession 
oder einer Betriebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 oder 
eines Nutzungsrechtes nach § 27 kann von der zu- 
ständigen Behörde die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Zweigapotheke in einem Nachbarort oder in einem 
Ortsteil der gleichen Gemeinde erteilt werden, 
wenn die Errichtung im Interesse der Arzneimittel- 
versorgung der Bevölkerung liegt, die Vorausset- 
zungen für den Betrieb einer leistungsfähigen selb- 
ständigen Apotheke jedoch nicht gegeben sind. 

(2) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Zweigapo- 
theke ist auf drei Jahre zu begrenzen. Sie kann 
jeweils um ein weiteres Jahr verlängert werden, 
es sei denn, daß nach § 7 eine neue Apotheke er- 
richtet wird. 

(3) Eine Zweigapotheke darf nur zusammen mit 
der Stammapotheke verpachtet werden. 

(4) Die Zweigapotheke muß von einem Verwal- 
ter geleitet werden. 

§ 15 

(1) Dem Träger einer oder mehrerer Kranken- 
anstalten ist auf Antrag die Erlaubnis zur Errich- 
tung und zum Betrieb von Krankenhausapotheken 
zu erteilen. Die Erlaubnis gilt nur für die in der 
Erlaubnisurkunde bezeichneten Räumlichkeiten. 

(2) Die Leitung einer Krankenhausapotheke ist 
einer Person zu übertragen, die die Voraussetzun- 
gen des § 2 erfüllt. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Verpachtung und Verwaltung 
von Apotheken 

§ 16 

(1) Eine Apotheke darf nur verpachtet werden, 
soweit die Verpachtung durch dieses Gesetz vor- 
geschrieben oder zugelassen ist. 

(2) Der Pächter muß die Voraussetzungen des § 2 
erfüllen. 

§ 17 

(1) Eine Apotheke ist zu verpachten, 

1. wenn der Inhaber der Berechtigung eine der Vor- 
aussetzungen des § 2 Nr. 2 bis 5 nicht oder nicht 

mehr erfüllt, die Berechtigung jedoch nicht zu- 
rückgenommen ist, 

2. im Falle des § 27 Abs. 1. 

(2) Wird der Abschluß des Pachtvertrages oder 
dessen Vorlage verzögert, so kann die zuständige 
Behörde die erforderlichen Anordnungen gemäß 
§ 29 Abs. 3 treffen oder eine Verfügung erlassen, 
welche die Wirkung eines Pachtvertrages hat 
(Pachtverfügung) . 

(3) Die Verpachtung einer Apotheke kann zuge- 
lassen werden, wenn der Inhaber der Berechtigung 
aus einem wichtigen Grund die Apotheke länger 
als sechs Monate nicht selbst zu leiten beabsichtigt. 

§ 18 

(1) Pachtverträge über Apotheken bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der zustän- 
digen Behörde. Der Verpächter soll den Pachtver- 
trag drei Monate vor dem Zeitpunkt, zu dem er in 
Kraft treten soll, zur Genehmigung vorlegen. Bei 
der Vorlage soll er die in den letzten drei Jahren 
erzielten Umsätze und Reingewinne nachweisen. 

(2) Änderungen des Pachtvertrages bedürfen der 
Genehmigung durch die zuständige Behörde. 

§ 19 

(1) Der Pachtvertrag soll Bestimmung darüber 
treffen, wer die Kosten zu tragen hat, die erforder- 
lich sind, um die nach der Apothekenbetriebsord- 
nung vorgeschriebenen Betriebsräume, Einrichtun- 
gen und Geräte in verwendungsfähigem Zustande 
zu erhalten. 

(2) Die Pachtdauer darf nicht weniger als fünf 
Jahre betragen, es sei denn, daß besondere Um- 
stände eine kürzere Pachtdauer rechtfertigen. 

§ 20 

(1) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der 
Pachtvertrag den Vorschriften dieses Gesetzes zu- 
widerläuft. 

(2) Die Genehmigung ist ferner zu versagen, 
wenn die ordnungsgemäße Arzneimittelversorgung 
der Bevölkerung dadurch gefährdet wird, daß im 
Pachtvertrag 


1. der Pachtzins einschließlich aller Nebenleistun- 
gen, auch des Entgelts für die Räume, im Ver- 
hältnis zum durchschnittlichen Umsatz und Rein- 
gewinn der Apotheke in den letzten drei Jahren 
unverhältnismäßig hoch vereinbart ist, 

2. die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit des Päch- 
ters unangemessen einengende Bedingungen ver- 
einbart sind, insbesondere, wenn sich der Ver- 
pächter eine Sicherstellung, ein Darlehen oder 
sonstige Vermögensvorteile in nicht gerechtfer- 
tigter Höhe ausbedungen oder wenn der Pächter 
Dritten gegenüber Verpflichtungen übernommen 
hat, die die Leistungsfähigkeit der Apotheke ge- 
fährden. 

§ 21 

(1) Pachtverträge können von der zuständigen 
Behörde jederzeit von Amts wegen oder auf An- 
trag eines Vertragsteiles überprüft werden. 

(2) Ergibt die Überprüfung, daß der Pächter die 
Voraussetzungen des § 2 nicht mehr erfüllt, so hat 
die zuständige Behörde durch Verfügung das Pacht- 
verhältnis zu beenden. 

(3) Wird durch den Vertrag die ordnungsgemäße 
Arzneimittelversorgung gefährdet, so kann die zu- 
ständige Behörde verlangen, daß die Beteiligten 
binnen drei Monaten eine Änderung des Vertrages 
vornehmen. Wird innerhalb dieser Frist eine den 
zu stellenden Anforderungen genügende Abände- 
rung nicht vorgenommen, so findet § 17 Abs. 2 
sinngemäß Anwendung. 

§ 22 

(1) Apotheken dürfen nur von einem Verwalter 
geleitet werden, soweit die Verwaltung durch die- 
ses Gesetz vorgeschrieben oder zugelassen ist. 

(2) Der Verwalter muß die Voraussetzungen des 
§ 2 erfüllen. 

§ 23 

(1) Apotheken, die nach § 17 verpachtet werden 
müssen, dürfen während eines Zeitraumes bis zu 
sechs Monaten von einem Verwalter geleitet wer- 
den. Diese Frist rechnet von dem Beginn des Kalen- 
dermonats, der auf den Monat folgt, in dem die 
Voraussetzungen für die Verpachtung der Apo- 
theke eingetreten sind. In Ausnahmefällen, kann 
die zuständige Behörde die Frist um weitere sechs 
Monate verlängern. 

(2) Die zuständige Behörde kann zur Vermeidung 
von Härten, insbesondere, wenn der Umsatz oder 
Reingewinn der Apotheke so gering ist, daß eine 
Verpachtung wirtschaftlich nicht tragbar erscheint, 
genehmigen, daß die Apotheke verwaltet wird. 

§ 24 

(1) Bestellt der Inhaber einer Apotheke einen 
Verwalter, so hat er diesen gleichzeitig der zustän- 
digen Behörde zu benennen. 

(2) Die Verwaltungsverträge sind der zuständi- 
gen Behörde auf Verlangen vorzulegen. § 21 Abs. 2 
und 3 findet entsprechende Anwendung. 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 25 

(1) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung ist 
verpflichtet, die Berechtigung auszuüben. 

(2) Er hat die Apotheke selbst zu leiten, es sei 
denn, daß die Verpachtung oder Verwaltung der 
Apotheke nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
vorgeschrieben oder zugelassen ist. 

(3) Der Inhaber einer Betriebsberechtigung darf 
über den Zeitraum von achtzehn Monaten hinaus 
weitere Berechtigungen nicht ausüben oder nutzen, 
ausgenommen die Erlaubnis zum Betrieb einer 
Zweigapotheke. 

§ 26 

Die Verlegung einer Apotheke auf ein anderes 
Grundstück bedarf der Genehmigung der zuständi- 
gen Behörde. Die Genehmigung darf nur erteilt 
werden, wenn sich der Kreis der durch die Apo- 
theke zu versorgenden Personen nicht wesentlich 
ändert oder wenn ein öffentliches Interesse an der 
Verlegung der Apotheke besteht. 

§ 27 

(1) Nach dem Tod des Inhabers eines Privilegs, 
eines Realrechts, einer Realkonzession, einer Per- 
sonalkonzession oder einer Betriebserlaubnis nach 
§ 1 Nr. 7 darf die Apotheke von dem überlebenden 
Ehegatten auf Lebenszeit oder von seinen Kindern 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem das jüngste der Kin- 
der das 21. Lebensjahr vollendet, nach Maßgabe 
der Vorschriften des Fünften Abschnitts genutzt 
werden, soweit sie Erben sind. Für den Witwer der 
Inhaberin einer der genannten Betriebsberechti- 
gungen gilt dies nur dann, wenn er zur Zeit ihres 
Todes einen gesetzlichen Unterhaltsanspruch gegen 
sie hatte. 

(2) Erfüllt der nutzungsberechtigte überlebende 
Ehegatte des Inhabers einer Personalkonzession 
oder einer Betriebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 die 
Voraussetzungen des § 2, so ist ihm auf Antrag 
eine Personalkonzession zu erteilen. 

(3) Eine Ehe, die nach Vollendung des 65. Lebens- 
jahres des Inhabers einer Berechtigung nach Ab- 
satz 1 geschlossen ist, begründet keine Rechte nach 
den Absätzen 1 und 2. 

§ 28 

Die §§ 16 bis 27 finden auf Krankenhausapothe- 
ken keine Anwendung. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

§ 29 

(1) Der Betrieb der Apotheke untersteht der Auf- 
sicht der zuständigen Behörde. 


(2) Die mit der Überwachung der Apotheken be- 
auftragten Personen sind befugt, Räume, die dem 
Apothekenbetrieb dienen, während der Geschäfts- 
zeit zu betreten und in ihnen Besichtigungen vor- 
zunehmen. Das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Die Befolgung der Anordnungen der zustän- 
digen Behörde kann nach Maßgabe der landesrecht- 
lichen Bestimmungen mit Zwangsmitteln durchge- 
setzt werden. Die zuständige Behörde kann die 
Apotheke schließen oder anordnen, daß sie vor- 
übergehend durch einen Verwalter betrieben wird. 
§ 11 Abs. 2 Satz 3 und 4 findet entsprechende An- 
wendung. 

§ 30 

Wird eine Apotheke betrieben, ohne daß eine 
Betriebsberechtigung oder ein Nutzungsrecht nach 
§ 27 vorliegt, oder wird eine Betriebsberechtigung 
von einer nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
dazu nicht befugten Person ausgeübt, so ist die 
Apotheke zu schließen. Die zuständige Behörde 
kann gestatten, daß die Apotheke durch einen Ver- 
walter weiter betrieben wird, bis eine Betriebs- 
berechtigung erteilt oder auf eine Person überge- 
gangen ist, die zur Ausübung der Betriebsberechti- 
gung befugt ist. § 11 Abs. 2 Satz 3 und 4 findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 31 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Vorschriften über die Räume, die Einrich- 
tung und den Betrieb von Apotheken zu erlassen, 
soweit sie zum Zwecke der einwandfreien Herstel- 
lung, Prüfung, Aufbewahrung und Abgabe von 
Arzneimitteln erforderlich sind (Apothekenbetriebs- 
ordnung). 

§ 32 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die nach die- 
sem Gesetz zuständigen Behörden sowie über das 
Verwaltungsverfahren zu erlassen. 

ACHTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 33 

Wer eine Apotheke betreibt oder nutzt, ohne 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes dazu befugt 
zu sein, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 34 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. den nach § 3 Abs. 2 Satz 1, § 24 Abs. 1 und Abs. 2 

Satz 1 und § 25 Abs. 1 und 2 bestehenden Pflich- 
ten zuwiderhandelt, 

2. eine Apotheke ohne die nach § 26 erforderliche 

Genehmigung der zuständigen Behörde verlegt, 
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3. gegen die nach § 31 erlassenen Vorschriften ver- 
stößt, soweit in diesen Vorschriften auf die Buß- 
geldbestimmung dieses Gesetzes verwiesen wird. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer für ein 
gewerbliches Unternehmen, das nicht auf Grund 
einer Betriebsberechtigung, eines Nutzungsrechtes 
nach § 27 oder eines ärztlichen oder tierärztlichen 
Dispensierrechtes betrieben wird, die Bezeichnung 
„Apotheke" oder eine Bezeichnung führt, die in 
einer Wortverbindung oder Wortzusammensetzung 
das Wort „Apotheke" enthält. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

NEUNTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 35 

(1) Betriebsberechtigungen, die mindestens seit 
dem 9. Dezember 1948 bestehen, unterliegen für 
die Zurechnung zu einer der im § 1 Nr. 1 bis 6 be- 
zeichneten Betriebsberechtigungen den zu diesem 
Zeitpunkt für sie geltenden Vorschriften. 

(2) Ist nach dem 1. März 1954 eine Personal- 
konzession auf Antrag des Inhabers in eine Be- 
triebserlaubnis nach § 1 Nr. 7 umgewandelt wor- 
den, so gilt die Umwandlung als nicht erfolgt. 

§ 36 

Eine Betriebsberechtigung darf einer Personen- 
mehrheit, einer Offenen Handelsgesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft oder einer juristischen Per- 
son nicht mehr erteilt werden. Dies gilt nicht für 
Berechtigungen nach § 1 Nr. 4 und 5. 

§ 37 

(1) Für bestehende Zweigapotheken verbleibt es 
hinsichtlich der Fristen nach § 14 Abs. 2 bei dem 
bisher geltenden Recht. 

(2) Auf bestehende Pachtverträge über Zweig- 
apotheken finden die Vorschriften des § 14 Abs. 3 
und 4 keine Anwendung. 


§ 38 

Einrichtungen, die der Arzneimittelversorgung 
von Angehörigen von Verbänden dienen, die in 
Gemeinschaftsunterkünften zusammengefaßt sind, 
unterliegen nicht den Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 39 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
alle entgegenstehenden Bestimmungen außer Kraft, 
insbesondere 

1. das Gesetz über die Verpachtung und Verwal- 
tung öffentlicher Apotheken vom 13. Dezember 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1445), 

2. die Erste Verordnung zum Gesetz über die Ver- 
pachtung und Verwaltung öffentlicher Apotheken 
vom 26. März 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 317) in 
der Fassung der Zweiten Verordnung zum Ge- 
setz über die Verpachtung und Verwaltung 
öffentlicher Apotheken vom 5. Dezember 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 745), 

3. das Gesetz über die vorläufige Regelung der Er- 
richtung neuer Apotheken vom 13. Januar 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 9) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung dieses Gesetzes 
vom 11. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 256). 

(2) Mit dem Inkrafttreten einer Verordnung nach 

§ 31 treten die landesrechtlichen Apotheken- 

betriebsordnungen außer Kraft. 

§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 41 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

I. 

Die Apothekenbetriebsberechtigung hat sich in 
Deutschland bisher nur auf landesrechtlicher Grund- 
lage entwickelt. Seit 1894 verlief diese Entwicklung 
jedoch in allen Ländern übereinstimmend dahin, 
daß für neu zu errichtende Apotheken nur Personal- 
konzessionen erteilt wurden. Danach gab es bis zur 
Einführung der Niederlassungsfreiheit in der US- 
Zone in Deutschland folgende drei Grundformen: 

Privilegien und Realrechte: 

Frei veräußerlich oder vererblich, meistens am 
Grundstück haftend, in einzelnen Gegenden auch 
als Realberechtigungen bezeichnet; in Bayern ist 
die Ausübung dieser Berechtigungen noch von 
dem Besitz einer sogenannten „Betriebsbewilli- 
gung'' abhängig; 

Realkonzessionen : 

Persönliche Konzessionen, wobei der Konzes- 
sionär das Redit hat, der zuständigen Behörde 
einen Nachfolger vorzuschlagen, dem diese, wenn 
er die erforderliche berufliche Qualifikation hat, 
die Konzession erteilen muß („Präsentations- 
recht"). Diese Konzession ist daher praktisch 
ebenfalls veräußerlich und vererblich; 

Personalkonzessionen : 

Auf Grund einer Ausschreibung verliehene per- 
sönliche Konzessionen, die bei dem Tode des In- 
habers oder bei einem Verzicht an den Staat zu- 
rückfallen. Diese Konzessionen sind also nicht 
veräußerlich und können nicht vererbt werden. 
In der Mehrzahl der Länder bestellt ein soge- 
nanntes Witwenrecht (Nutzungsrecht für die 
Witwe und die Kinder bis zur Volljährigkeit). 

Daneben gab es Erlaubnisse für Zweig- und für 
Krankenhausapotheken. 

Neue Apotheken konnten, wie gesagt, nur auf der 
Grundlage der Personalkonzessionen errichtet wer- 
den. Dabei erfolgt die Vergebung der Konzession 
im Ausschreibungsverfahren, wonach im allgemei- 
nen der Bewerber mit dem höchsten „Betriebs- 
berechtigungsalter" die Konzession erhält. 

Ob eine neue Apotheke zu errichten ist sowie die 
Lage der Apotheke wird von der Behörde be- 
stimmt, die hierbei allein von dem Bedürfnis der 
Bevölkerung nach einer ausreichenden Arzneimit- 
telversorgung ausgeht. 

Hierin trat in der amerikanischen Besatzungszone 
Ende 1948/ Anfang 1949 infolge der Verkündung des 
Grundsatzes der Gewerbefreiheit durch die ameri- 
kanische Besatzungsmacht eine Änderung ein. Zwar 
sollten Apotheker auch weiterhin einer behörd- 
lichen Zulassung bedürfen; aber diese sollte nicht 
wegen fehlenden Bedürfnisses versagt werden dür- 
fen. Daraufhin wurden in den Ländern der US-Zone 
sogenannte „Lizenzen" (auch „Erlaubnisse", „Be- 
rechtigungen" oder „Zulassungen" genannt) für 
Apotheken an jeden qualifizierten Apotheker ver- 


geben, der darum ansuchte. Nur in Bremen wurde 
bereits durch das Übergangsgesetz zur Regelung 
der Gewerbefreiheit vom 24. Januar 1949 und die 
dazu ergangene 2. und 6. Durchführungsverordnung 
vom 14. Februar und vom 11. November 1949 die 
gesetzliche Grundlage für die „Zulassung" von 
Apotheken im Rahmen der Gewerbefreiheit ge- 
schaffen, während in den übrigen Ländern der US- 
Zone die „Lizenzen" zunächst lediglich nach Maß- 
gabe von Verwaltungsanordnungen erteilt wurden. 

Später wurden dann in dem ehemaligen Württem- 
berg-Baden das Gesetz über die Zulassung neuer 
Apotheken vom 4. Februar 1952 (RegBl. S. 14) und 
in Bayern das Gesetz über das Apothekenwesen 
vom 16. Juni 1952 (GVBl. S. 181) erlassen, wonach 
Apotheken auf Grund einer „Genehmigung" bzw. 
„Betriebserlaubnis" betrieben werden, die aber 
ebenfalls jedem qualifizierten Nachfolger erteilt 
wird, auf den die Verfügungsgewalt über die Apo- 
thekenbetriebsräume und die Einrichtung überge- 
gangen ist. Die Freiheit zur Errichtung neuer Apo- 
theken unabhängig von der Bedürfnisfrage ist in 
beiden Ländern insofern erhalten geblieben, als 
lediglich eine Kannvorschrift die Behörde ermäch- 
tigt, die Betriebserlaubnis für eine neue Apotheke 
bei mangelndem Bedürfnis zu versagen (Art. 3 
Abs. 1 des bayerischen Gesetzes und § 2 des würt- 
temberg-badischen Gesetzes, das die Vorschrift 
überdies auch auf Gemeinden über 50 000 Einwoh- 
ner beschränkt). In den Ländern Hessen und Bre- 
men gibt es auch heute landesrechtlich überhaupt 
keine Schranken für die Errichtung neuer Apothe- 
ken. 

Dies hat in der amerikanischen Besatzungszone zu 
einer nicht nur starken, sondern auch ganz ungere- 
gelten Vermehrung der Apotheken geführt. Es war 
ernstlich zu befürchten, daß durch den dadurch ent- 
stehenden Konkurrenzkampf der Apotheken unter- 
einander, der dem deutschen Apothekenwesen bis- 
her fremd war, der Charakter der Apotheke in 
einer besorgniserregenden und unerwünschten 
Weise verändert würde. 

Die Auffassung, daß dieser Entwicklung ein Ende 
gesetzt werden müsse, wurde bald allgemein. Be- 
reits 1950 veröffentlichte die Deutsche Apotheker- 
schaft den „Frankfurter Entwurf", der auf dem 
Grundsatz der sogenannten Niederlassungsfreiheit 
beruht. Nach diesem Entwurf liegt die Initiative zur 
Errichtung einer neuen Apotheke nicht bei der zu- 
ständigen Behörde, sondern in der Hand des inter- 
essierten Apothekers. Eine Ausschreibung findet 
nicht statt. Die Erlaubnis ist zwar eine persönliche, 
aber sie folgt dem Verfügungsrecht über die Be- 
triebsräume und dem Eigentum an der Apotheken- 
einrichtung. Die öffentlichen Apotheken werden in 
dem Entwurf ausdrücklich als veräußerlich, vererb- 
lich und verpachtbar bezeichnet. Dieser Entwurf 
wurde fast in vollem Umfange in den Entwurf eines 
Gesetzes über das Apothekenwesen übernommen, 
der von der CDU/CSU-Fraktion des Bundestages 
im Juli 1951 eingebracht wurde. Im Oktober 1951 
beschloß außerdem der Bundesrat auf Antrag des 
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Landes Hessen, die Bundesregierung zu ersuchen, j 
das Apothekenwesen bundesgesetzlich zu regeln. 

Der Bundestagsausschuß für Fragen des Gesund- 
heitswesens beschäftigte sich sehr eingehend mit 
dem Entwurf der CDU/CSU-Fraktion, ohne jedoch 
zu einem Beschluß zu gelangen. Schließlich wurde 
im Mai 1952 aus der Mitte des Bundestages ein 
neuer Gesetzentwurf eingebracht, der den Zweck 
hatte, der weiteren Vermehrung der Apotheken in 
der amerikanischen Zone ohne Prüfung des Bedürf- 
nisses ein Ende zu setzen und damit dem Bundes- 
gesetzgeber die notwendige Zeit für die Beschluß- 
fassung über einen von der Bundesregierung vor- 
zulegenden Gesetzentwurf zu geben. Es kam zu 
dem Gesetz über die vorläufige Regelung der Er- 
richtung neuer Apotheken vom 13. Januar 1953 
(BGBl. I S. 9), in dem bestimmt wurde, daß mit 
Wirkung vom 15. Januar 1953 im Bundesgebiet 
neue Apotheken nur nach den Vorschriften errich- 
tet werden dürfen, die in den einzelnen Ländern 
am 1. Oktober 1945 dafür maßgebend waren. Die 
Geltung dieses Gesetzes, die bis zum 15. Juli 1953 
begrenzt war, wurde zunächst durch das Gesetz 
vom 4. Juli 1953 (BGBL I S. 469) bis zum 30. Sep- 
tember 1954 und durch ein weiteres Gesetz vom 
10. August 1954 (BGBl. I S. 256) bis zum 31. De- 
zember 1955 verlängert. 


Bei einer bundeseinheitlichen Regelung des Rech- I 
tes der Apothekenbetriebsform ist von der Frage I 
auszugehen, ob es möglich ist, die Vielzahl der in 
Deutschland bestehenden Betriebsformen auf eine 
gemeinsame Form zu bringen, sei es auf der Grund- 
lage einer der bestehenden oder durch eine neu zu 
schaffende Betriebsform. 

Die Vereinheitlichung der Apothekenbetriebsfor- 
men in Deutschland auf einem dieser Wege ist von 
der Bundesregierung lange und eingehend erwo- 
gen worden. Sie hat insbesondere den von der 
Deutschen Apothekerschaft ausgearbeiteten Vor- 
schlag, wie er in Gestalt des sogenannten Frank- 
furter Entwurfs vorliegt, sorgfältig geprüft; sie 
konnte ihm jedoch nicht beitreten. Das System der 
„gelenkten Niederlassungsfreiheit" ist praktisch mit 
der Realkonzession identisch. Die Vereinheitlichung 
der Apothekenbetriebsrechte auf der Grundlage 
einer vererblichen und veräußerlichen Betriebsbe- 
rechtigung in Angleichung an die bestehenden Pri- 
vilegien, Realkonzessionen oder „Lizenzen" würde 
für die bisherigen Personalkonzessionen einen Ge- 
schäftswert entstehen lassen, da damit auch diese 
Apotheken vererblich und veräußerlich würden. 
Dieser Geschäftswert muß jeweils vom Nachfolger 
aufgebracht werden und würde den Betrieb dieser 
Apotheken verteuern. Die Bundesregierung ist je- 
doch der Meinung, daß im Interesse der Arznei- 
mittelversorgung eine Apothekenbetriebsform er- 
halten bleiben muß, bei der die Entstehung eines 
übersteigerten Geschäftswertes nicht möglich ist. 

Eine weitere Folge der Veräußerlichkeit aller Apo- 
theken würde darin bestehen, daß der Erwerb eines 
Betriebsrechtes praktisch nur noch durch Kauf, Erb- 


! fall oder Einheirat möglich sein würde. Dies würde 
dazu führen, daß die freiwerdenden Apotheken von 
kaufkräftigen Apothekern in jungen Jahren erwor- 
ben und die weniger kaufkräftigen Apotheker da- 
durch von dem Erwerb ausgeschlossen würden. Für 
wenig bemittelte Berufsanwärter würde dadurch 
die Aussicht auf berufliche Selbständigkeit gegen- 
über dem bisherigen Zustand erheblich sinken. Das 
würde wiederum manchen strebsamen, aber weni- 
ger begüterten Abiturienten abhalten, den Apo- 
thekerberuf zu ergreifen, so daß bald nicht mehr 
genügend angestellte Apotheker zur Verfügung 
stehen würden. 

Diese Überlegungen dürften es auch gewesen sein, 
die es dem Bundestagsausschuß für Fragen des Ge- 
sundheitswesens unmöglich machten, sich zugunsten 
des auf dem Frankfurter Entwurf beruhenden Ent- 
wurfs der CDU/CSU-Fraktion auszusprechen. 

Die andere Möglichkeit der Vereinheitlichung der 
Apothekenbetriebsrechte auf der Grundlage der Per- 
sonalkonzession, also eines persönlichen Betriebs- 
rechtes ohne das Recht der Präsentation eines Nach- 
folgers, würde eine Rechts- und damit Wertminde- 
rung der bisher vererblichen und veräußerlichen 
Betriebsrechte und der mit Präsentationsrecht aus- 
gestatteten Realkonzession zur Folge haben, so daß 
mit Entschädigungsansprüchen zu rechnen sein 
würde. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keinen Weg, die 
verschiedenen bestehenden Apothekenbetriebs- 
rechte in eine einheitliche Rechtsform zu bringen. 
Sie ist der Auffassung, daß die bestehenden ver- 
käuflichen und vererblichen Betriebsrechte und die 
Realkonzession anerkannt werden müssen, kann es 
aber andererseits aus den angegebenen Gründen 
nicht vertreten, den Inhabern der bisherigen und 
noch zu erteilenden Personalkonzessionen das Recht 
der Präsentation eines Nachfolgers einzuräumen. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung jedoch der 
Ansicht, daß das Nebeneinanderbestehen veräußer- 
lichter und unveräußerlicher Betriebsrechte den nicht 
zu unterschätzenden Vorteil mit sich bringt, daß 
der um berufliche Selbständigkeit bemühte Apo- 
theker auch ohne Kauf eines veräußerlichen Be- 
triebsrechtes zur Selbständigkeit gelangen kann, 
wodurch gleichzeitig eine Überbewertung der ver- 
äußerlichen Betriebsrechte verhindert wird. 

Die Bundesregierung sieht daher in einem derarti- 
gen gemischten System unter Bevorzugung der Per- 
sonalkonzession für neu zu errichtende Apotheken 
eine Lösung der Apothekenfrage, die sowohl den 
soziologischen Forderungen der heutigen Gesell- 
schaftsauffassung gerecht wird als auch den Erfor- 
dernissen einer einwandfreien Arzneimittelversor- 
gung Genüge leistet. Im einzelnen erhält das Recht 
der Privilegien, Realrechte und Realkonzessionen 
einige neue Züge; das der Personalkonzession 
wird fortentwickelt, die „Lizenzen" werden in das 
System der seitherigen Apothekenbetriebsberechti- 
gungen eingeordnet. 

Die Kompetenz des Bundes zu einer gesetzlichen 
Regelung dieser Materie ergibt sich aus Art. 74 
Nr. 19 des Grundgesetzes. Hiernach gehört zur kon- 
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kurrierenden Gesetzgebung die Regelung des Ver- | 
kehrs mit Arzneien, Heil- und Betäubungsmitteln 
und Giften. Nach der Auffassung der Bundesregie- 
rung umfaßt der Begriff des „Verkehrs" auch die 
Einrichtungen, über die sich der Verkehr vollzieht. 
Dazu gehören die Apotheken. Ferner gehört nach 
der genannten Bestimmung des Grundgesetzes zur 
konkurrierenden Gesetzgebung die Zulassung zu 
den Heilberufen. Ein solcher ist unbestritten der 
Apothekerberuf. Das vorliegende Gesetz regelt die 
Zulassung zu einer der Formen, in denen dieser 
Beruf ausgeübt wird, nämlich als selbständiger Lei- 
ter einer Apotheke. Nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG 
kann die Berufsausübung durch Gesetz geregelt 
werden. 

Ein Bedürfnis nach einer bundesgesetzlichen Rege- 
lung im Sinne des Art. 72 Abs. 2 GG ist ebenfalls 
gegeben. Zwar hat sich das Recht der Apotheken- 
betriebsform in früheren Zeiten auf der Ebene des 
Landesrechtes entwickelt; aber mindestens seit dem 
Jahre 1894 war es auf der Grundlage der Personal- 
konzession praktisch zu einer Rechtseinheit für neu 
zu errichtende Apotheken gekommen. Diese wurde 
durch die Anwendung des Grundsatzes der Ge- 
werbefreiheit auf Apotheken in der amerikanischen 
Zone durchbrochen. Im Gefolge dieser Entwicklung 
sind neue Betriebsformen entstanden, die die Ge- 
fahr einer erneuten Zersplitterung auf diesem 
Rechtsgebiet in sich tragen. Unter diesen Umstän- 
den kann die weitere Gesetzgebung nicht mehr dem 
Landesrecht überlassen werden, sondern sie muß 
in die Hand eines Gesetzgebers gelegt werden. Hin- 
zu kommt, daß auch der Verkehr mit Arzneimitteln 
wie viele Fragen des Gesundheitswesens in seiner 
Bedeutung über die Grenzen der einzelnen Länder 
hinausreicht und eine großräumige Behandlung 
durch den Gesetzgeber beansprucht. 

Der Gesetzentwurf sieht in § 7 vor, daß eine neue 
Apotheke im Ausschreibungswege dort errichtet 
werden soll, wo dies eine Verbesserung der Arznei- 
mittelversorgung herbeiführen würde. In Stadtkrei- 
sen und Badeorten soll daneben die Neuerrichtung 
auf Antrag möglich sein, jedoch nur so lange, bis 
auf je 7000 Einwohner eine Apotheke vorhanden 
ist. Vor jeder Neuerrichtung einer Apotheke ist 
also die Bedürfnisfrage zu prüfen. Die Frage, ob 
eine solche Bestimmung mit Art. 12 Abs. 1 Satz 1 
GG vereinbart ist, ist aus folgenden Erwägungen zu 
bejahen: 

Von der Verwaltungsrechtsprechung ist anerkannt, 
daß die Volksgesundheit eines der für den Bestand 
der Gemeinschaft notwendigen Rechtsgüter ist, 
denen gegenüber das Grundrecht der freien Berufs- 
wahl gegebenenfalls zurücktreten muß. 

Die Notwendigkeit, die Zahl der Apotheken zu be- 
schränken, liegt in der besonderen Art der Auf- 
gaben und des Betriebes einer Apotheke begründet; 
sie ist zwar zu den gewerblichen Betrieben zu 
rechnen, nimmt aber unter diesen durchaus eine 
Sonderstellung ein. Die Apothekenbetriebsordnung 
macht es dem Apotheker in weitem Umfange un- 
möglich, seinen Betrieb nach kaufmännischen Ge- 
sichtspunkten zu führen, verpflichtet ihn vielmehr 
im Interesse der Volksgesundheit, vielfach entgegen 


den sonst üblichen Geschäftsprinzipien zu handeln. 
Auf Grund der Apothekenbetriebsordnung hat er 
folgende Verpflichtungen: 

1 . Er hat bestimmte Arzneimittel — z. B. Sera und 
sonstige lebenswichtige Mittel sowie Betäubungs- 
mittel — unabhängig von ihrer Marktgängigkeit 
im vorgeschriebenen Umfange vorrätig zu halten. 

2. Eine große Anzahl seiner Mittel darf er nicht 
ohne Vorlage eines ärztlichen Rezeptes abgeben 
und für viele auch keinerlei Werbung betreiben. 

3. Die Güte der Arzneimittel ist ihm durch die Vor- 
schriften des Deutschen Arzneibuches, die Preise 
sind ihm durch eine amtliche Arzneitaxe vor- 
geschrieben. 

4. Er hat in bestimmtem Umfange als Apotheker 
ausgebildetes Personal zu beschäftigen. 

5. Er hat durch Nacht- und Sonntagsdienstbereit- 
schaft auch außerhalb der Ladenschlußzeiten die 
jederzeitige Arzneimittelabgabe zu ermöglichen. 

Diese seine kaufmännische Freiheit erheblich ein- 
schränkenden Bestimmungen müssen aufrechterhal- 
ten bleiben, wenn die Sicherheit und oft lebensret- 
tende Schnelligkeit der Arzneimittelversorgung wei- 
terhin gewährleistet bleiben soll. Ihre Durchführung 
setzt aber Apotheken von einer gewissen wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit voraus. Eine un- 
geregelte Vermehrung würde die Leistungsfähig- 
keit sowohl der neuen wie der bestehenden Apo- 
theken zwangsläufig beeinträchtigen. Wenn der 
Apotheker, weil der Umsatz an Arzneimitteln allein 
für die wirtschaftliche Existenz nicht ausreicht, zur 
Vermeidung wirtschaftlicher Schwierigkeiten seine 
Arzneimittelbevorratung verringert und seine 
Tätigkeit auf den Verkauf anderer Waren verlegt, 
ist die sichere und schnelle Belieferung der ärzt- 
lichen Verordnungen nicht mehr gewährleistet. Bei 
der großen Anzahl der gebräuchlichen Arzneimittel 
würde auch eine noch so umfangreiche behördliche 
Überwachung die Einhaltung der Betriebsvorschrif- 
ten nicht erzwingen können. Schließlich ist ein ge- 
wisser Geschäftsumfang der Apotheke erforderlich, 
um es dem Apotheker zu ermöglichen, die zur Er- 
haltung der wissenschaftlichen Grundlagen seiner 
Berufstätigkeit notwendigen beruflichen Erfahrun- 
gen zu sammeln. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß die Bedürfnis- 
prüfung bei der Errichtung neuer Apotheken allein 
auf das öffentliche Interesse, nämlich den Schutz 
der Volksgesundheit abgestellt ist; verfassungs- 
rechtliche Bedenken können nach Auffassung der 
Bundesregierung dagegen nicht geltend gemacht 
werden. 

Besonderes 

Zu § 1 

§ 1 legt mit ausschließlicher Wirkung den Kreis der 
Berechtigungen fest, auf Grund deren Apotheken 
betrieben werden dürfen. Das Recht des Staates 
hierzu ergibt sich aus den im öffentlichen Interesse 
liegenden Aufgaben der Apotheke. 
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Neben den historischen Berechtigungsarten der Pri- 
vilegien und Realrechte einschließlich der mit die- 
sen verbundenen „Betriebsbewilligungen", der Real- 
konzessionen und der Personalkonzessionen müssen 
auch die Erlaubnisse zum Betrieb von Zweig- und 
Krankenhausapotheken aufgeführt werden, sowie 
die sogenannte Zwischenerlaubnis, die dem Ver- 
walter einer Apotheke in gewissen Fällen erteilt 
wird. Mit den unter Nr. 7 bezeichneten „Sonstigen 
Betriebserlaubnissen" sollen die in den Ländern der 
amerikanischen Zone nach der Einführung der Ge- 
werbefreiheit für Apotheken — für die als frühe- 
ster Stichtag der 10. Dezember 1948 angenommen 
wird — erteilten Erlaubnisse, Berechtigungen oder 
Zulassungen einschließlich der Erlaubnisse erfaßt 
werden, die 

a) in Bremen auf Grund des Übergangsgesetzes zur 
Regelung der Gewerbefreiheit vom 24. Januar 
1949 (Brem. Gesetzbl. S. 13) und der dazu ergan- 
genen 2. und 6. Durchführungsverordnung vom 
14. Februar 1949 und vom 11. November 1949, 

b) in dem früheren Land Württemberg-Baden auf 
Grund des Gesetzes Nr. 3034 über die Zulassung 
neuer Apotheken (Reg.Bl. S. 14), 

c) in Bayern auf Grund des Gesetzes über das Apo- 
thekenwesen (Apothekengesetz) vom 16. Juni 
1952 (GVBl. S. 181) 

erteilt worden sind. 

Das Nutzungsrecht nach § 27 ist keine Betriebs- 
berechtigung in diesem Sinne, sondern nur die 
Fortwirkung einer solchen. 


Zu § 2 

Während § 1 die Rechtsform des Betriebes regelt, 
bestimmt § 2, welche persönlichen Eigenschaften für 
die Ausübung des Betriebsrechtes erforderlich sind. 
Es handelt sich um die selbständige Ausübung eines 
Berufes, der eine im öffentlichen Interesse liegende 
Aufgabe erfüllt. Daraus ergeben sich die Anforde- 
rungen nach Nr. 1 bis 5. 

Der öffentliche Charakter der Apotheke läßt es ge- 
boten erscheinen, daß nur Deutsche Inhaber einer 
Apothekenbetriebsberechtigung sein können. Auch 
die Beschränkung der Zahl der Apotheken gibt Ver- 
anlassung, Deutschen diese Betriebsrechte vorzube- 
halten, soweit nicht durch zwischenstaatliche Ver- 
träge eine gleiche Behandlung Deutschen im Aus- 
lande zusteht. Heimatlose Ausländer im Sinne des 
Gesetzes vom 25. April 1951 werden wie Deutsche 
behandelt (Nr. 1). 

Um eine gleichgestellte Bestallung handelt es sich 
dann, wenn nach § 3 der Reichsapothekerordnung 
vom 18. April 1937 (RGBl. I S. 457) einem im Aus- 
land bestallten Apotheker die Ausübung des Apo- 
thekerberufes im Bundesgebiet widerruflich ge- 
stattet worden ist. Ausländische Prüfungen heimat- 
loser Ausländer und der unter das Bundesvertrie- 
benengesetz fallenden Personen sind nach Maßgabe 
der für diesen Personenkreis geltenden Sonder- 
gesetze anzuerkennen (Nr. 3). 


Zu § 3 

Es dürfte Übereinstimmung bestehen, daß die Zahl 
der Privilegien und Realrechte nicht vermehrt wer- 
den soll (Abs. 1). 

Diese Betriebsberechtigungen sollen nidit von nicht- 
qualifizierten Personen ausgeübt oder genutzt wer- 
den dürfen (abgesehen von dem Nutzungsrecht nach 
§ 27). Für die Übertragung auf eine Person, die die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllt, ist eine ausrei- 
chende Frist gesetzt (Abs. 2). 

Die zu § 2 Nr. 1 angegebenen Gründe lassen es ge- 
boten erscheinen, daß der Inhaber eines Privilegs 
oder Realrechtes, der die dort bezeichneten Voraus- 
setzungen nicht mehr erfüllt, die Betriebsberechti- 
gung auf eine zu ihrer Ausübung berechtigte Per- 
son überträgt. Eine Verpflichtung zur Verpachtung, 
wie sie bei dem Verlust der Voraussetzungen nach 
§ 2 Nr. 2 bis 5 vorgesehen ist (vgl. § 17), erscheint 
hier nicht ausreichend (Abs. 4). 

Zu § 4 

Auch Realkonzessionen sollen für neue Apotheken 
nicht mehr erteilt werden, sondern nur für be- 
stehende (Abs. 1). 

Es ist notwendig, die örtliche Lage der Apotheke in 
der Urkunde zu bezeichnen (Abs. 2), da andernfalls 
beliebige Verlegungen von Apotheken auf andere 
Grundstücke möglich wären, durch die die plan- 
mäßige Versorgung der Bevölkerung mit Arznei- 
mitteln gefährdet werden könnte. Nach § 26 bedarf 
daher die Verlegung einer Apotheke einer besonde- 
ren behördlichen Genehmigung. Für das Erlöschen 
der Realkonzession infolge Fortfalles der Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 1 sind ebenfalls die zu § 2 
Nr. 1 aufgeführten Gründe maßgebend. Der Inhaber 
der Berechtigung kann diese nach den Vorschriften 
des Abs. 4 auf einen Nachfolger übertragen (Abs. 3). 

In Teilen des Bundesgebietes gibt es Realkonzessio- 
nen, die nicht verkäuflich, sondern nur vererblich 
sind. Diesen wird das Präsentationsrecht nur in dem 
bisherigen Umfange zugestanden. Es erscheint er- 
forderlich, die Ausübung des Präsentationsrechtes 
durch Erben an eine bestimmte Frist zu binden, um 
die ordnungsmäßige Weiterführung der Apotheke 
zu sichern (Abs. 4). 

Da die Realkonzession im Gegensatz zu dem Pri- 
vileg oder Realrecht bei Vorliegen der Fälle des 
Absatzes 3 erlischt, ist es notwendig, für die Zeit 
bis zur Neuerteilung der Konzession dem Verwalter 
eine Zwischenerlaubnis zu erteilen (Abs. 5). Ent- 
sprechendes gilt für den Pächter. Die Zwischen- 
erlaubnis muß jedoch auf die im Pachtvertrag fest- 
gelegte Pachtdauer beschränkt werden (Abs. 6). 

Zu § 5 

Wie bereits im Allgemeinen Teil ausgeführt wurde, 
sind der Grundsatz der Gewerbefreiheit und das 
Lizenzsystem für das deutsche Apothekenwesen ab- 
zulehnen. Deshalb sollen Betriebserlaubnisse der in 
§ 1 Nr. 7 bezeichneten Art in Zukunft nicht mehr 
erteilt werden (Abs. 1). 
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Die bestehenden Erlaubnisse sollen auf die Be- 
triebsform der Personalkonzession übergeleitet wer- 
den. Das soll jedoch nicht sofort geschehen. Die ge- 
genwärtigen Inhaber oder ihre Erben sollen viel- 
mehr die Möglichkeit behalten, die Apotheken- 
betriebsräume und die Einrichtung auf einen quali- 
fizierten Nachfolger ihrer Wahl zu übertragen mit 
der Folge, daß diesem eine neue Betriebsberechti- 
gung als Personalkonzession erteilt wird (Abs. 3). 

Zu § 6 

Die bestehenden Personalkonzessionen sollen nach 
dem Erlöschen als solche wieder ausgeschrieben und 
vergeben werden. Es können aber, z. B. durch Indu- 
strieverlagerungen, so erhebliche Verschiebungen 
der Bevölkerung eintreten, daß eine bestehende 
Apotheke weder für die Arzneimittelversorgung 
erforderlich noch überhaupt wirtschaftlich existenz- 
fähig ist. In diesen Fällen muß es möglich sein, von 
der Wiederausschreibung abzusehen (Abs. 1). 

Für neu zu errichtende Apotheken sollen aus den 
im Allgemeinen Teil angegebenen Gründen nur 
Personalkonzessionen erteilt werden (Abs. 2). 

Zu § 7 

Personalkonzessionen für bereits bestehende und 
für neu zu errichtende Apotheken wurden bisher 
nur im Wege der Ausschreibung erteilt. In Zukunft 
soll die Möglichkeit gegeben werden, derartige Be- 
triebsberechtigungen für neue Apotheken unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch auf Antrag eines 
Apothekers zu vergeben (Abs. 1). 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln 
ist eine Aufgabe von öffentlichem Interesse. Es ist 
daher nicht vertretbar, die Erfüllung dieser Aufgabe 
allein der Initiative eines Berufsstandes oder den 
wirtschaftlichen Erwägungen eines einzelnen Apo- 
thekers zu überlassen. In ländlichen Gebieten ist es 
erforderlich, Apotheken planmäßig unter Bestim- 
mung ihrer örtlichen Lage anzulegen, um eine oft 
lebensbedrohende Verzögerung in der Beschaffung 
von Arzneimitteln zu vermeiden. Es muß deshalb 
daran festgehalten werden, daß die zuständige Be- 
hörde durch Ausschreibung neuer Apotheken für 
die Verbesserung der Arzneimittelversorgung zu 
sorgen hat. Dabei ist zu beachten, daß nur eine 
wirtschaftlich leistungsfähige Apotheke über die zur 
einwandfreien Herstellung, Prüfung, Aufbewahrung 
und Abgabe erforderlichen Einrichtungen verfügen 
kann und in der Lage ist, den vorgeschriebenen und 
notwendigen Vorrat an lebenswichtigen Arznei- 
mitteln zu halten. Eine Apotheke, die diese 
Voraussetzungen nicht erfüllen kann, bedeutet 
nicht nur keine Verbesserung der Arzneimittel- 
versorgung, sondern würde diese geradezu ge- 
fährden. Dies gilt in gleichem Maße aber auch für 
bestehende Apotheken, die durch eine neue Apo- 
theke in ihrer Leistungsfähigkeit nicht so stark be- 
einträchtigt werden dürfen, daß sie einen einwand- 
freien Apothekenbetrieb nicht mehr aufrechter- 
halten können (Abs. 2). 

Zum Unterschied gegenüber den Versorgungsver- 
hältnissen auf dem Lande bestehen jedoch für die 


größeren Städte in den meisten Fällen keine Beden- 
ken, von der Bestimmung der örtlichen Lage neuer 
Apotheken abzusehen und der Initiative der Apo- 
theker Raum zu geben. In diesen Städten ist bei den 
heutigen Verkehrsverhältnissen der Bewohner nicht 
mehr an sein Wohnviertel gebunden. Ebenso herr- 
schen auch in Badeorten andere Voraussetzungen, 
da hier neben der ansässigen Bevölkerung ständig 
eine erhebliche Anzahl von Badegästen mit Arznei- 
mitteln zu versorgen ist. Die zu Absatz 2 dargeleg- 
ten Gründe für die im Interesse der Arzneimittel- 
versorgung erforderliche Leistungsfähigkeit müssen 
jedoch auch für diese Apotheken gelten. Im Inter- 
esse einer gleichmäßigen Verwaltungshandhabung 
erscheint es zweckmäßig und notwendig, für die Be- 
urteilung der Leistungsfähigkeit einen möglichst 
klaren und einfachen Maßstab festzusetzen. Dieser 
dürfte in dem Verhältnis der Einwohnerzahl zur 
Zahl der Apotheken gegeben sein. Nach den bis- 
herigen Erfahrungen stellt im Durchschnitt die Zahl 
von 7000 Einwohnern je Apotheke die Mindest- 
grenze dar, bei der eine Apotheke noch in der Lage 
ist, einen ordnungsmäßigen Apothekenbetrieb auf- 
rechtzuerhalten (Abs. 3). 

Da auch für die Stadtkreise und Badeorte neben 
dem Antragsverfahren weiterhin das Ausschrei- 
bungsverfahren beibehalten werden muß, ist es er- 
forderlich, Bestimmung darüber zu treffen, daß eine 
behördliche Ausschreibung nicht durch eine nach- 
trägliche Antragstellung wirkungslos gemacht wer- 
den kann (Abs. 4). 


Zu § 8 

Um zu verhindern, daß Anträge auf Errichtung von 
Apotheken lediglich aus Gründen der Priorität ge- 
stellt werden, muß von den Antragstellern verlangt 
werden, daß sie bereits im Zeitpunkt der Antrag- 
stellungT über die für den Betrieb einer Apotheke 
erforderlichen Räume verfügen (Abs. 1). 

Für die Auswahl der Bewerber um eine aus- 
geschriebene Apotheke soll neben ihrer Eignung 
das Betriebsberechtigungsalter maßgebend sein, da 
dieses nach den bisherigen Erfahrungen das objek- 
tivste Verfahren darstellt. Unberührt bleiben Vor- 
schriften, die die Bevorzugung bestimmter Per- 
sonenkreise vorsehen (z. B. im Bundesvertriebenen- 
gesetz, Heimkehrergesetz und Bundesevakuierten- 
gesetz), da es sich hierbei um Spezialvorschriften 
handelt, die durch spätere gesetzliche Regelung ein- 
zelner Sachgebiete nicht berührt werden (Abs. 2). 

Die zur Zeit bestehenden Unterschiede in der Be- 
rechnung des Berechtigungsalters bedeuten für die 
Bewerber um Personalkonzessionen eine starke Er- 
schwerung (Abs. 3). 

Zu § 9 

Es wurde stets als Härte empfunden, daß eine heim- 
gefallene Personalkonzession nicht dem Sohn des 
Vorbesitzers, auch wenn er Apotheker war, ver- 
liehen werden konnte, weil er ein um wenige Jahre 
geringeres Berechtigungsalter hatte als ein anderer 
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Bewerber. Andererseits bedeutet jede Bevorzugung 
einer bestimmten Gruppe unter den Bewerbern eine 
Benachteiligung für die übrigen Bewerber. Die Be- 
vorzugung eines Kindes des Vorbesitzers muß sich 
daher in bestimmten Grenzen halten. Die Benach- 
teiligung der übrigen Bewerber, die diesen eine 
Verschlechterung ihrer Aussichten auf Selbständig- 
keit und Versorgung ihrer Familien bringt, muß 
wenigstens in einem gewissen Umfange durch eine 
Abgabe ausgeglichen werden, die der Versorgung 
der angestellten Apotheker zugute kommt. Eine Ab- 
gabe in Höhe von 6 v. H. des durchschnittlichen 
Jahresumsatzes dürfte wirtschaftlich tragbar sein, da 
dieser Satz um 2 bis 3 v. H. unter dem üblichen 
Pachtzins liegt. 

Zu § 10 

Bei der Neuverleihung des Betriebsrechtes für eine 
Apotheke, die seit langen Jahren verpachtet ist, im 
Wege der Ausschreibung, können Härten für den 
sich bewerbenden Pächter auftreten, wenn gleich- 
zeitig Bewerber mit höherem Berechtigungsalter 
vorhanden sind. Er ist in dieser langen Zeit mit der 
Apotheke und ihrem Kundenkreis eng verwachsen, 
so daß es gerechtfertigt und billig erscheint, ihm die 
Konzession ohne Ausschreibung zu erteilen. Als 
Mindestpachtdauer werden 15 Jahre zugrunde ge- 
legt. In diesen Fällen wird der Pächter ohnehin zu 
den Bewerbern mit den höchsten Berechtigungs- 
altern gehören (Abs. 1). Das Problem der „Wieder- 
aufbaupächter", das in großem Umfange nach dem 
Kriege auftrat, wurde von den Ländern Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen und Hamburg bereits in 
dem in Abs. 2 vorgesehenen Sinne geregelt. Nur 
durch diese Regelung war es möglich, viele kriegs- 
zerstörte Apotheken, die auf Grund eines Nutzungs- 
rechtes betrieben wurden, wiederaufzubauen und 
betriebsfähig zu machen. Diese von den genannten 
Ländern zugesicherte Bevorzugung muß aufrechter- 
halten bleiben, da für viele der durch einen Wieder- 
aufbaupächter erstellten Apotheken das Nutzungs- 
recht noch nicht abgelaufen ist. Andernfalls würde 
der Wiederaufbaupächter bei Heimfall der Kon- 
zession dieser zugesicherten Bevorzugung verlustig 
gehen (Abs. 2). 

Zu § 11 

Diese Bestimmungen regeln die Voraussetzungen 
für das Erlöschen einer Personalkonzession (Abs. 1) 
sowie die rechtlichen Verhältnisse bis zur Erteilung 
einer neuen derartigen Konzession. 

Durch die Erteilung einer Zweischenerlaubnis an 
den von der zuständigen Behörde bestellten Ver- 
walter wird die Grundlage für den vorläufigen Wei- 
terbetrieb der Apotheke geschaffen. Sind beim Tode 
des Inhabers Nutzungsberechtigte nach § 27 vor- 
handen, so regelt sich der Weiterbetrieb der Apo- 
theke nach den dortigen Bestimmungen (Abs. 2). 

Der Verwalter muß mit den Erben, die das Ver- 
fügungsrecht über die Räume, Einrichtungen und 
das Warenlager haben, einen entsprechenden Ver- 
trag schließen. Im Interesse des Weiterbetriebs der 
Apotheke, aus welchem im übrigen die Erben Nut- 


zen ziehen, erscheint es zumutbar, zu verlangen, 
daß die Veräußerung der Apothekeneinrichtung und 
des Warenlagers sowie die anderweitige Verfügung 
über die Apothekenräume für die Dauer eines Jah- 
res aufgeschoben wird (Abs. 3). 

Zu § 12 

Die Zurücknahme der Personalkonzession in den 
Fällen des Abs. 1 Nr. 1 und 2 bedarf keiner Be- 
gründung. Der Betrieb einer neuerrichteten Apo- 
theke muß in angemessener Zeit nach der Kon- 
zessionserteilung aufgenommen werden. Andern- 
falls muß der Behörde die Möglichkeit gegeben 
sein, das Betriebsrecht einem anderen Bewerber zu 
verleihen. Auch für die auf Antrag eines Apothekers 
erteilte Konzession muß diese Forderung gelten, da 
die Verzögerung der Inbetriebnahme der Apotheke 
die Errichtung einer Apotheke durch einen anderen 
Antragsteller verhindern würde (Abs. 1 Nr. 3). 

Im Falle einer durch Irrtum der Behörde erteilten 
Personalkonzession muß die Möglichkeit der Zu- 
rücknahme bestehen, um gegebenenfalls die Rechte 
eines benachteiligten Bewerbers wahren zu können. 
Die zuständige Behörde soll in Zukunft die Mög- 
lichkeit haben, eine Konzession zurückzunehmen, 
z. B. wenn deren Inhaber rechtskräftig wegen eines 
Verbrechens verurteilt und ihm deswegen die Be- 
stallung entzogen wurde. 

Zu § 13 

Die Höhe des Umsatzes einer Apotheke ist weit- 
gehend bestimmt, durch ihre örtliche Lage und 
durch die Tatsache, daß durch die bisherige und 
künftige Regelung die Zahl der zugelassenen Apo- 
theken im Interesse einer gesicherten Arzneimittel- 
versorgung begrenzt ist. In gewissem Umfange 
wird sie aber auch beeinflußt durch den persön- 
lichen Einsatz und die Arbeitsleistung des Inhabers. 
Es erscheint deshalb gerechtfertigt, von dem Nach- 
folger, dem die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage der Apotheke zugute kommt, einen angemesse- 
nen Ersatz für diese Leistung zu fordern. Dabei 
dürfte es notwendig sein, diesen Betrag seiner Höhe 
nach zu begrenzen. 

Befand sich die Apotheke jedoch bei der Übernahme 
nicht mehr in der Hand des ursprünglichen Kon- 
zessionsinhabers, sondern eines Pächters, so ist nach 
Ablauf einer gewissen Zeit eine Vergütung nach 
Abs. 1 nicht mehr begründet, da die wirtschaftliche 
Lage der Apotheke dann nicht mehr von der Lei- 
stung des früheren Inhabers, sondern von der des 
Pächters bestimmt wird. Erhält der Pächter selbst 
die Konzession, so entfällt die Zahlung ebenfalls, 
da der wirtschaftliche Wert der Apotheke bereits in 
der Höhe der Pachtsumme seinen Ausdruck gefun- 
den hat (Abs. 1). 

Das Fehlen einer Bestimmung wie in Abs. 2 hat bis- 
her ältere Konzessionsinhaber oder betagte Nut- 
tungsberechtigte oft davon abgehalten, die zur Er- 
haltung der Betriebsfähigkeit notwendigen Aufwen- 
dungen für den Ausbau und die Verbesserung der 
Apothekenräume und -einrichtungen zu machen. 
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Zu § 14 

In abgelegenen Gemeinden, deren Entfernung von 
der nächsten Apotheke die Arzneimittelversorgung 
erheblich erschwert, kann es angebracht sein, eine 
Arzneimittelversorgungsstätte zu schaffen, auch 
ohne daß die Voraussetzungen für die wirtschaft- 
liche Existenz einer Apotheke vorhanden sind. Die 
Errichtung einer Zweigapotheke, die keine hohen 
Geldmittel erfordert, ist hierfür der geeignete Weg 
(Abs. 1). 

Durch die zeitliche Begrenzung der Betriebserlaub- 
nis für Zweigapotheken soll erreicht werden, daß 
bei Eintreten der entsprechenden Voraussetzungen 
die Errichtung einer Vollapotheke nicht verhindert 
wird (Abs. 2). 

Die Zweigapotheke ist hinsichtlich des Bezuges der 
Arzneimittel an die Stammapotheke gebunden und 
kein selbständiger Gewerbebetrieb. Sie kann des- 
halb ohne die Stammapotheke nicht verpachtet, son- 
dern nur verwaltet werden. 

Zu § 15 

Die Bestimmung ist nur auf Krankenanstalten im 
eigentlichen Sinne, also nicht auf Erziehungs- und 
Pflegeanstalten oder Altersheime anwendbar. 

Zu § 16 

Das Gesetz geht von dem Grundsatz aus, daß 
Betriebsberechtigungen von den Berechtigungs- 
inhabern selbst auszuüben sind (siehe § 25). Eine 
Ausübung durch einen anderen im Wege der Ver- 
pachtung soll nur unter bestimmten vom Gesetz 
festgelegten Voraussetzungen möglich sein. 

Zu § 17 

Die hier gegebenen Vorschriften entsprechen im 
wesentlichen dem bisher geltenden Recht nach dem 
Apothekenpachtgesetz. 

Zu § 18 

Diese Bestimmungen entsprechen ebenfalls dem bis- 
her geltenden Recht. Der Nachweis der in den letz- 
ten drei Jahren erzielten Umsätze und Reingewinne 
ist erforderlich, um überprüfen zu können, ob die 
getroffenen Vereinbarungen den Pächter nicht so 
weit einengen, daß er nicht mehr die notwendigen 
Arzneimittel in vorgeschriebenem Umfange auf 
Lager halten kann, um eine gesicherte Arzneimittel- 
versorgung zu gewährleisten (Abs. 1). 

Zu § 19 

Die Frage der Tragung der Kosten für die Aufrecht- 
erhaltung der Betriebsfähigkeit der Apotheke wäh- 
rend der Pachtdauer gibt häufig zu Streitigkeiten 
zwischen dem Verpächter und dem Pächter Anlaß 
(Abs. 1). 

Die Festlegung einer Mindestpachtdauer von fünf 
Jahren erscheint bei den weitgehenden finanziellen 
Verpflichtungen des Pächters (Übernahme des Wa- 
renlagers, Mietvertrag für die Betriebsräume usw.) 


berechtigt. Die Fassung erlaubt bei Vorliegen be- 
sonderer Umstände (z. B. Möglichkeit der Aus- 
übung der Berechtigung durch die Kinder) ab- 
weichende Regelungen (Abs. 2). 

Zu § 20 

Abs. 1 enthält einen an sich selbstverständlichen 
Grundsatz. Abs. 2 entspricht dem bisher geltenden 
Recht. 

Zu § 21 

Abs. 1 und 2 entsprechen dem bisher geltenden 
Recht. 

Während bisher Pachtverträge, die die ordnungs- 
gemäße Arzneimittelversorgung gefährden, allein 
von der Behörde außer Kraft gesetzt oder geändert 
werden konnten, überläßt es das Gesetz nunmehr 
zunächst den Vertragsparteien, die erforderlichen 
Vereinbarungen zu treffen (Abs. 3). 

Zu § 22 

Es erscheint notwendig, die Voraussetzungen für 
die Verwaltung von Apotheken im Gesetz schärfer 
als bisher zu umreißen. 

Zu § 23 

Um dem Inhaber oder Nutzungsberechtigten einer 
zu verpachtenden Apotheke die notwendige Zeit 
zur Bestellung eines Pächters und zum Abschluß 
eines Pachtvertrages zu geben, ist es erforderlich, 
ihm für die Frist von sechs Monaten die Möglich- 
keit des Betreibens der Apotheke durch einen Ver- 
walter zu geben. Ein Verlängerung dieser Frist 
scheint nur in Ausnahmefällen geboten. Solche Aus- 
nahmen sind insbesondere dann gegeben, wenn 

1. ein Kind oder Erbe des verstorbenen Inhabers der 
Berechtigung innerhalb der verlängerten Frist 
selbst die Voraussetzungen zur Ausübung der Be- 
rechtigung erlangen wird oder 

2. der Inhaber der Berechtigung dem Nutzungs- 
berechtigten erhebliche finanzielle Verpflichtun- 
gen hinterlassen hat, die aus Aufwendungen 
stammen, die er zur Verbesserung der Betriebs- 
führung der Apotheke geleistet hat. 

Für Apotheken mit geringem Umsatz oder Rein- 
gewinn ist die Genehmigung der Verwaltung auf 
Dauer eine wirtschaf fliehe Existenzfrage. 

Zu § 24 

Die Bestimmungen entsprechen dem bisher gelten- 
den Recht. 

Zu § 25 

Die Pflicht des Inhabers einer Betriebsberechtigung, 
diese auch auszuüben und die Apotheke selbst zu 
leiten, ergibt sich aus der öffentlichen Aufgabe der 
Apotheke (Abs. 1 und 2). 
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Das Verbot der dauernden Vereinigung mehrerer 
Betriebsrechte in einer Hand soll verhindern, daß 
Apotheken lediglich als Wirtschaftsobjekte behan- 
delt werden (Abs. 3). 

Zu § 26 

Die Genehmigungspflicht für die Verlegung von 
Apotheken ist erforderlich, um gegebenenfalls eine 
unzumutbare Erschwerung der Arzneimittelversor- 
gung verhindern zu können. 

Zu § 27 

Das Recht zur Nutzung der Apotheke durch die 
Witwe und die minderjährigen Waisen des bis- 
herigen Inhabers besteht bereits in den meisten 
Bundesländern für die Berechtigungen nach § 1 Nr. 1 
bis 3. Durch die materielle Sicherstellung der Fami- 
lienangehörigen des Inhabers wird eine ungebühr- 
liche Ausnutzung der Berechtigung zu Lebzeiten des 
Inhabers verhindert. Von dem Nutzungsrecht sind 
jedoch Personen auszuschließen, die nicht Erben ge- 
worden sind, d. h. also solche, die erbunwürdig oder 
enterbt worden sind oder die auf das Erbe verzich- 
tet oder die Erbschaft ausgeschlagen haben. Das 
Nutzungsrecht wird auf die Apothekenbetriebs- 
erlaubnisse nach § 1 Nr. 7 ausgedehnt. Entsprechend 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter (Art. 3 Abs. 2 GG) wird nicht nur der 
Witwe, sondern auch dem Witwer ein Nutzungs- 
recht gewährt. Nach Ausdehnung des „Witwen- 
rechtes" auf den Witwer einer Apothekeninhaberin 
ist die Begrenzung dieses Rechtes auf die Zeit der 
Witwenschaft nicht mehr vertretbar. Im übrigen ist 
das Nutzungsrecht des Witwers den entsprechenden 
Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes nachgebil- 
det (Abs. 1). Neu ist, daß der nutzungsberechtigte 
überlebende Ehegatte eines bisherigen Personal- 
konzessionärs, der selbst die persönlichen Voraus- 
setzungen für die Ausübung eines Betriebsrechtes 
erfüllt, die Erteilung der Personalkonzession be- 
antragen kann (Abs. 2). 

Es besteht keine Veranlassung, überlebenden Ehe- 
gatten aus sogenannten Versorgungsehen die vor- 
bezeichneten Rechte zuzugestehen (Abs. 3). 

Zu § 29 

Durch § 29 wird klargestellt, welche Befugnisse und 
Zwangsmittel die Aufsichtsbehörden haben. 

Von der Möglichkeit der Schließung der Apotheke 
wird natürlich nur bei ernstlicher Gefährdung der 
Arzneimittelversorgung Gebrauch gemacht werden 
dürfen. 


Zu § 30 

Die bezeichneten Handlungen stellen nach § 33 des 
Gesetzes Vergehen dar. Es ist die Aufgabe der Poli- 
zei, strafbare Handlungen zu verhindern. Die Be- 
stimmung soll zur Behebung bestehender Zweifel die 
Zuständigkeit der Exekutive in den angegebenen 
Fällen ausdrücklich klarstellen. Da jedoch die Schlie- 


ßung einer Apotheke zu einer nicht vertretbaren 
Erschwerung der Arzneimittelversorgung führen 
kann, muß die Möglichkeit ihres Weiterbetriebs in 
legaler Form vorgesehen werden. 

Zu § 31 

Einem bundeseinheitlichen Recht der Apotheken- 
betriebsform soll auch eine bundeseinheitliche Apo- 
thekenbetriebsordnung entsprechen. 

Zu § 33 

Der Betrieb einer Apotheke durch eine Person, die 
nicht die vorgeschriebene, vom Staat zu erteilende 
Berechtigung nach § 1 dazu besitzt, ebenso wie die 
widerrechtliche Ausübung einer solchen Berechti- 
gung stellen Handlungen dar, die eine schwere Ge- 
fahr für die Volksgesundheit bedeuten und daher 
als Vergehen bestraft werden müssen. Das Straf- 
maß wurde § 327 StGB nachgebildet. 

Zu § 34 

Es erscheint ausreichend, Verstöße gegen die in 
Abs. 1 aufgeführten Bestimmungen als Ordnungs- 
widrigkeiten zu behandeln. Die Nichtbeachtung 
der Vorschriften der Apothekenbetriebsordnungen 
wurde bisher nach § 367 Nr. 5 StGB als Übertretung 
geahndet (Abs. 1). 

Es hat sich ferner als notwendig erwiesen, die Be- 
zeichnung „Apotheke" zu schützen, da Fälle be- 
kanntgeworden sind, wo diese Bezeichnung in 
Wortzusammensetzungen für Gewerbebetriebe ver- 
wendet wird, die mit der Arzneimittelversorgung 
nichts oder nicht in dem für eine Apotheke spezi- 
fischen Sinne zu tun haben, z. B. „Kognak- Apo- 
theke", „Reform-Apotheke" (Abs. 2). 

Zu § 35 

Abs. 1 soll klarstellen, daß in den Ländern der ame- 
rikanischen Besatzungszone alle Betriebsberechti- 
gungen, die vor der Verkündung der Gewerbe- 
freiheit bestanden und die sich beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch in derselben Hand befinden, 
von der inzwischen vor sich gegangenen Rechts- 
entwicklung in diesen Ländern unberührt geblieben 
sind. Sie sind mithin auch heute noch rechtlich als 
das anzusehen, was sie damals waren. Es besteht 
keine Veranlassung zu der Annahme, daß die Be- 
triebsberechtigung durch das amerikanische Be- 
satzungsrecht oder im früheren Württemberg-Baden 
und in Bayern durch das inzwischen ergangene 
Landesrecht berührt wurden. Dies konnte erst bei 
einer Veränderung in der Person des Trägers der 
Betriebsberechtigung der Fall sein, da erst bei der 
Erteilung einer neuen Betriebsberechtigung das 
neue Recht zur Geltung gelangen konnte. Dasselbe 
gilt für Privilegien und Realrechte, soweit sie beim 
Übergang auf einen neuen Berechtigten nicht er- 
loschen sind. 

Die Bestimmung in Abs. 2 soll verhindern, daß wäh- 
rend der gesetzgeberischen Arbeit an diesem Ge- 
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setz Inhaber von Personalkonzessionen sich durch 
Umwandlung dieser Konzessionen in „Lizenzen” 
oder in andere Betriebserlaubnisse nach § 1 Nr. 7 
über § 5 Abs. 3 den Vorteil des Präsentationsrech- 
tes verschaffen. 

Zu § 36 

Mit dem besonderen Maß an Verantwortung, das 
den Konzessionsinhaber einer Apotheke trifft, ver- 
trägt es sich nicht, daß eine Apotheke von einer 
Mehrheit von Personen betrieben wird, was not- 
wendig zu einer Aufspaltung der Verantwortung 
führt. 


Zu § 37 

Es erscheint geboten, Erlaubnisse zum Betrieb von 
Zweigapotheken, die ohne oder mit abweichender 
Befristung erteilt worden sind, weiterhin nach den 
bei ihrer Erteilung geltenden Bestimmungen zu 
behandeln (Abs. 1). Pachtverträge über Zweig- 
apotheken sollen für die festgesetzte Pachtdauer 
aufrechterhalten werden können (Abs. 2). 

Zu § 38 

Diese Bestimmung entspricht der früheren Hand- 
habung für die Schutzpolizei und die Wehrmacht. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 3 

In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Sie erlöschen durch Verzicht.” 

Begründung 

Eine derartige Regelung ist bei den anderen Be- 
triebsberechtigungen vorgesehen. Aus dem Gesichts- 
punkt der Gleichheit erscheint eine entsprechende 
Regelung für Privilegien und Realrechte erforder- 
lich. 

Ferner erscheint es angebracht, daß dem Inhaber 
einer derartigen Berechtigung die Wahl zwischen 
Verpachtung und Verzicht zugestanden wird. 

2. Zu § 4 

Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Das Präsentationsrecht des Inhabers und der Erben 
erlischt, wenn es nicht binnen einem Jahre nach dem 
Erlöschen ausgeübt wird.” 

Begründung 

Die Ausdehnung der im Entwurf vorgesehenen 
Regelung auf den Inhaber erscheint angebracht. 

3. Zu § 7 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Stadtkreisen” 
durch die Worte „Gemeinden mit mehr als 
30 000 Einwohnern” ersetzt. 

Begründung 

Die Abstellung der bisherigen Fassung auf 
Stadtkreise erscheint nicht zweckmäßig, da die 
Einwohnerzahl mancher kreisangehöriger Ge- 
meinden die kleinerer Stadtkreise erheblich 
übersteigt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Badeorten” 
durch die Worte „landesrechtlich anerkannten 
Bade- und Kurorten” ersetzt. 


Begründung 

Der gesetzlich nicht näher definierte Begriff 
„Badeorte” ist zweckmäßig durch eine Bestim- 
mung zu ersetzen, wie sie bereits § 12 des Preu- 
ßischen Kommunalabgabengesetzes für die Be- 
rechtigung zur Erhebung einer Kurtaxe enthält. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „des be- 
treffenden Stadtkreises oder Badeortes" durch 
die Worte „der betreffenden Gemeinde oder des 
Bade- oder Kurortes” ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus den Beschlüssen zu 
Absatz 3 Satz 1. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „Ortsteil des 
Stadtkreises oder für den Badeort” durch die 
Worte „Teil der Gemeinde oder für den Bade- 
oder Kurort” ersetzt. 

Begründung 

Die Bezeichnung „Ortsteil” kann bei manchen 
Städten und Gemeinden zu Auslegungsschwie- 
rigkeiten führen. Die Neufassung berücksichtigt 
ferner die in Absatz 3 vorgenommenen Ände- 
rungen. 

e) ln Absatz 5 werden vor dem Wort „Verhältnis- 
zahlen” die Worte „Einwohner- und” eingefügt. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

4 Zu § 8 

In Absatz 1 Satz 2 wird der zweite Halbsatz wie 
folgt neu gefaßt: 

„daß sie im Falle der Erteilung der Konzession die 
für den Betrieb der Apotheke erforderlichen Räume 
besitzen werden.” 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung sieht für den 
Antragsteller eine nicht zumutbare Verpflichtung 
vor. 


16 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 35 


5. Zu § 9 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Berech- 
tigungsalter 7 * * * 11 die Worte „mindestens 15 Jahre 
beträgt oder 11 eingefügt. 

Begründung 

Nach der im Entwurf vorgesehenen Regelung 
bleibt es allzusehr dem Zufall überlassen, ob ein 
Abkömmling des bisherigen Inhabers die Apo- 
theke erhalten wird oder nicht. Hat z. B. ein Ab- 
kömmling ein Berechtigungsalter von 16 Jahren 
und bewirbt sich zufällig ein Apotheker mit 
einem Berechtigungsalter von 27 Jahren, so kann 
der Abkömmling die Apotheke nicht erhalten. 
Die vorgeschlagene Regelung schließt diese 
Zufälligkeiten weitgehend aus. 

b) In Absatz 1 werden hinter den Worten „mehr 
als 10 Jahren 11 die Worte „ — im Land Berlin: 
25 Jahre — 11 eingefügt. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, für Berlin die Altersdifferenz 
auf 25 Jahre festzusetzen, weil nach den dortigen 
Gegebenheiten das Lebensalter der zum Zuge 
kommenden Bewerber um 15 bis 20 Jahre höher 
liegt als das der Bewerber in der Bundesrepu- 
blik. 

c) Absatz 2 wird gestrichen. 

Begründung 

Die im Absatz 2 vorgesehene Regelung bezieht 
sich nur auf den im Absatz 1 genannten Per- 
sonenkreis. Eine entsprechende Bestimmung 
fehlt für die im § 10 genannten Personen. Diese 
Regelung ist mit dem Grundsatz der Gleichheit 
nicht vereinbar. 

6. Zu § 10 

Absatz 1 wird durch folgenden Halbsatz ergänzt: 

„oder mindestens 20 Jahre in der Apotheke als 
Angestellter tätig war, wenn er die Voraussetzungen 
des § 2 erfüllt." 

Begründung 

Aus Billigkeitsgründen soll dem langjährigen be- 
währten Mitarbeiter das gleiche Recht wie dem 
Pächter zugebilligt werden. 

7. Zu § 11 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. wenn der Inhaber auf sie verzichtet, 11 . 
Begründung 

Anpassung an den Wortlaut des § 4 Abs. 3 
Nr. 2. 

b) Absatz 1 wird durch folgende neue Nr. 3 ergänzt: 

„3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des § 2 
Nr. 1 nicht mehr erfüllt." 

Begründung 

Die Änderung erfolgt in Angleichung an die in 
§ 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 2 vorgesehene Regelung. 


8 . Zu § 12 

a) In Absatz 1 wird die Nr. 1 gestrichen und in 
Absatz 2 die Nr. 1 wie folgt neu gefaßt: 

„1. die Behörde das Vorliegen der nach § 2 
erforderlichen Voraussetzungen irrtümlich 
angenommen hat oder durch unlautere Mittel 
zur Erteilung der Personalkonzession be- 
stimmt worden ist, 11 . 

Begründung 

Die Zurücknahme der Konzession in den Fällen 
des Absatzes 1 würde zu Härten führen. Zur 
Vermeidung derartiger Härten erscheint es des- 
halb notwendig, dem Ermessen der Behörde wie 
in der Regel bei Widerruf eines begünstigenden 
Verwaltungsaktes Spielraum zu lassen. 

b) In Absatz 1 wird die Nr. 2 gestrichen. 
Begründung 

Die Bestimmung ist bereits in § 11 Abs. 1 ein- 
gefügt worden. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Nr. 3" ge- 
strichen. 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus den Beschlüssen 
zu § 12 Abs. 1. 

9. Zu § 13 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Erben" die Worte „im Falle der Übernahme 
der Apotheke" eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

b) In Absatz 1 wird der letzte Satz gestrichen und 
folgender neuer Absatz 1 a eingefügt: 

„(la) Der Anspruch besteht nicht, wenn die 
Apotheke vor der Übernahme länger als 5 Jahre 
verpachtet war. In diesem Falle hat den An- 
spruch der Pächter, wenn er die Pacht während 
der letzten 5 Jahre ununterbrochen ausgeübt hat. 
Den Erben des Pächters steht dieser Anspruch 
nicht zu. Der Anspruch auf Vergütung nach 
Absatz 1 besteht ferner nicht, wenn der neue 
Konzessionsinhaber der bisherige Pächter der 
Apotheke ist. 11 

c) In Absatz 2 werden die Worte „der frühere Kon- 
zessionsinhaber oder dessen Erben" durch die 
Worte „die Antragsberechtigten im Sinne der 
Absätze 1 und 1 a" ersetzt. 

Begründung zu b) und c) 

Neben dem früheren Konzessionsinhaber und 
dessen Erben müssen auch dem Pächter, wenn er 
jahrelang die Apotheke betrieben hat, aus Billig- 
keitsgründen derartige Ansprüche gegenüber 
dem neuen Konzessionsinhaber zuerkannt wer- 
den. 

10. Zu § 10 

Die Sollbestimmung in Absatz 1 Satz 3 wird in eine 
Muß-Bestimmung umgewandelt. 
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Begründung 

Es ist notwendig, eine Verpflichtung festzulegen, da 
cs sonst nicht möglich wäre, die Prüfung nach § 20 
Abs. 2 durchzuführen. 

11. Zu § 19 

Absatz 1 wird eingangs wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Der Pachtvertrag hat die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen dem Inhaber und dem Pächter 
abschließend zu regeln. Er soll auch Bestimmungen 
darüber treffen . . 

Begründung 

Die Ergänzung empfiehlt sich, weil die Kenntnis des 
gesamten Pachtvertrages für die Prüfung nach § 20 
Abs. 2 von Bedeutung ist. 

12. Zu § 21 

a) In Absatz 2 werden hinter dem Wort „Behörde" 
die Worte „nach Anhörung des Pächters" ein- 
gefügt. 

Begründung 

Sicherung des rechtlichen Gehörs. 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Es ist nicht gerechtfertigt, das Wirtschaftsrisiko 
auf den Verpächter abzuwälzen. Dies geschieht 
z. B. auch nicht gegenüber dem Vermieter der 
Räume, in denen eine Apotheke betrieben wird. 

13. Zu § 24 

In Absatz 2 werden die Worte „und 3" gestrichen. 
Begründung 

Folge der Streichung von § 21 Abs. 3. 

14. Zu § 25 

a) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit Apotheker beim. Inkrafttreten dieses 
Gesetzes mehrere Berechtigungen innehaben, 
ausüben oder nutzen, kann es hierbei bis zum 
Erlöschen der Betriebsberechtigung verbleiben." 

Begründung 

Ohne diese Bestimmung wären diejenigen Apo- 
theker, die mehrere Berechtigungen ausüben 
oder nutzen, gezwungen, ihre Apotheken bis auf 
eine zu verkaufen. Dies wäre ein Eingriff in 
bestehende Rechtsverhältnisse, gegen den rechts- 
politische Bedenken bestehen. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Absätze 2 erster Halbsatz und 3 
gelten auch für Pächter von Apotheken." 

Begründung 

Es sind Fälle bekanntgeworden, in denen der 
Pächter einer Apotheke eine weitere Apotheke 
gepachtet hat (Doppelpächter). Um dies auszu- 
schließen, muß eine Bestimmung aufgenommen 
werden, daß der Pächter die Apotheke selbst zu 


leiten habe und daß er neben der von ihm ge- 
pachteten Apotheke nicht eine weitere Apotheke 
pachten dürfe. 

15. Zu § 27 

a) In Absatz 1 werden die Worte „einer Real- 
konzession, einer Personalkonzession 11 gestrichen 
und folgender neuer Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Nach dem Tod des Inhabers einer Real- 
konzession oder einer Personalkonzession darf 
die Apotheke von dem überlebenden Ehegatten 
auf 5 Jahre nach Maßgabe der Vorschriften des 
Fünften Abschnittes genutzt werden. Nach Ab- 
lauf dieser Zeit sowie im Falle des Todes oder 
im Falle der Wiederverheiratung des über- 
lebenden Ehegatten erlischt das Nutzungsrecht. 
Sind jedoch zu diesem Zeitpunkt erbberechtigte 
Kinder des verstorbenen Ehemannes vorhanden, 
so geht das Nutzungsrecht auf sie über, bis das 
jüngste der Kinder das 21. Lebensjahr vollendet 
hat. 11 

Begründung 

Die Erben einer Realkonzession oder Personal- 
konzession hatten bisher im Land Bremen und 
in verschiedenen anderen Ländern kein Nut- 
zungsrecht. Die Bestimmung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs würde eine Bevorzugung dieser 
Apothekenrechte bedeuten, die im Interesse der 
Bewerber nicht vertreten werden kann. 

b) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 
Begründung 

Diese Vorschrift verstößt gegen den Gleichheits- 
grundsatz. Der Witwer darf nicht schlechter ge- 
stellt werden als die Witwe. 

c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Eine Ehe, die nach Vollendung des 
65. Lebensjahres des Inhabers einer Berechtigung 
nach Absatz 1 geschlossen ist, oder eine Adop- 
tion, die von ihm nach diesem Zeitpunkt vor- 
genommen ist, begründet keine Rechte nach den 
Absätzen 1 bis 2." 

Begründung 

Für Adoptionen muß der gleiche Grundsatz 
gelten wie für Ehen, die nach Vollendung des 
65. Lebensjahres geschlossen werden. 

d) Es wird folgender neuer Absatz angefügt: 

„(3 a) Die vorstehenden Bestimmungen finden 
entsprechende Anwendung auf Pächter von Apo- 
theken, deren Betriebsberechtigung einer juristi- 
schen Person zusteht." 

Begründung 

Gleichstellung der Pächter von hessischen Ge- 
meindeapotheken mit Personalkonzessionaren. 
Den Pächtern von Gemeindeapotheken soll die 
gleiche Hinterbliebenenversorgung gewährt wer- 
den, wie dies bei Personalkonzessionen durch 
das Nutzungsrecht der Witwe bewirkt wird. 
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16. Zu § 29 

Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Zur Beseitigung von festgestellten Anstän- 
den ist derjenige verpflichtet, der die Apotheke be- 
treibt.“ 

Begründung 

Es erscheint angebracht, bei verpachteten Apothe- 
ken ausdrücklich festzulegen, wer der Behörde ge- 
genüber verpflichtet ist, Anstände zu beseitigen. 

17. Zu § 30 

Es wird folgender neuer Satz eingefügt: 

„Der Betroffene ist vorher zu hören.“ 

Begründung 

Sicherung des rechtlichen Gehörs. 

18. Zu § 33 

§ 33 wird eingangs wie folgt gefaßt: 

„Wer eine Apotheke betreibt, verwaltet oder ver- 
pachtet ..." 

Begründung 
Präzisierung der Strafvorschrift. 

19. Zu § 35 

In Absatz 1 werden hinter dem Wort „bestehen" 
die Worte „und sich seitdem in derselben Hand be- 
finden" eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

20. Es wird folgender § 35 a eingefügt: 

„§ 35 a 

Hat ein Vertriebener oder Sowjetzonenflüchtling 
im Vertreibungsgebiet eine Apotheke auf Grund 
eines Privilegs, eines Realrechtes oder einer persön- 
lichen Konzession mit Präsentationsrecht betrieben 
und im Bundesgebiet oder im Lande Berlin nach 
dem 8. Mai 1945 eine Betriebsberechtigung nach § 1 
Nr. 3 oder 7 inne, so finden auf diese Betriebsbe- 
rechtigung die Bestimmungen des § 4 Abs. 3 bis 7 
entsprechend Anwendung. Ist das Präsentations- 
recht zweimal ausgeübt worden, so wird eine wei- 
tere Betriebsberechtigung nur als Personalkonzes- 
sion erteilt." 

Begründung 

Unter der Voraussetzung, daß das Gesetz in der 
Fassung des Regierungsentwurfs in den Grundzü- 
gen erhalten bleibt, wird die Meinung vertreten, 
daß die Wiederherstellung des früheren Rechtsstan- 
des der vertriebenen oder geflüchteten Apotheker, 
die in den Vertreibungsgebieten Apotheken auf 
Grund von Realkonzessionen mit Präsentationsrecht 
oder auf Grund noch stärkerer Rechte besessen 
haben, angestrebt werden muß. Die Betriebsberech- 
tigung, die ein vertriebener oder geflüchteter Apo- 
theker nach dem 8. Mai 1945 in der Bundesrepublik 
in Form von Personalkonzession oder der Betriebs- 
erlaubnis nach § 1 Nr. 7 des Entwurfs erlangt hätte, 


sollte mindestens für ihn, seine unmittelbaren Ab- 
kömmlinge und den ersten Erwerber mit Präsenta- 
tionsrecht ausgestattet werden. Eine Erweiterung 
des einmaligen Präsentationsrechts, das in § 5 
Abs. 3 vorgesehen ist, für vertriebene oder geflüch- 
tete Apotheker auf 2 oder 3 Präsentationsfälle 
würde deshalb nicht ausreichen, weil die auf Grund 
fortgeltenden Landesrechtes erteilten Personalkon- 
zessionen, z. B. im britischen und französischen Be- 
satzungsgebiet, nicht mit erfaßt würden. 

21. § 36 wird wie folgt neu gefaßt: 

„§ 36 

(1) Eine Apotheke darf nicht von einer Personen- 
mehrheit, einer offenen Handelsgesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft oder einer juristischen Per- 
son betrieben werden. Dies gilt nicht für Berechti- 
gungen nach § 1 Nr. 5. Soweit eine Apotheke bei 
Inkrafttreten des Gesetzes in dieser Weise betrie- 
ben wird, kann es bis zum Erlöschen der Betriebs- 
berechtigung dabei verbleiben. 

(2) Für bestehende Gemeindeapotheken verbleibt 
es bei dem bisher geltenden Recht." 

Begründung 
Zu Absatz 1 

Es genügt nicht, die Erteilung einer Betriebsberech- 
tigung an eine Personenmehrheit pp. zu verhindern, 
sondern es muß auch der Betrieb einer Apotheke 
durch eine Personenmehrheit unterbunden werden. 
Eine Ausnahme erscheint nur für die Krankenhaus- 
apotheken gerechtfertigt. 

Zu Absatz 2 

In Landesteilen von Rheinland-Pfalz und Hessen be- 
stehen in verschiedenen Gemeinden Gemeindeapo- 
theken, die in der Zeit von 1889 bis 1910 im Gebiet 
des damaligen Großherzogtums Hessen auf Grund 
einer großherzoglichen Bekanntmachung errichtet 
wurden. Diese Gemeindeapotheken dienten seiner- 
zeit der besseren und billigeren Versorgung der Be- 
völkerung mit Arzneimitteln, also einem ausgespro- 
chen sozialen Zweck. Die Fortführung dieser kom- 
munalen Apotheken wäre ohne die vorgeschlagene 
Änderung nicht möglich. Auch die zu § 25 Abs. 3 
vorgeschlagene Ergänzung allein würde den Fort- 
bestand dieser Apotheken nicht gewährleisten, da 
hier nur auf die weiterbestehende Betriebsberech- 
tigung von „Apothekern", also von natürlichen Per- 
sonen, abgestellt ist. 

22. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§ 37 a 

Wird eine Betriebsberechtigung bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf Grund landesrechtlicher Be- 
stimmungen von dem überlebenden Ehegatten oder 
von Kindern des verstorbenen Inhabers genutzt, so 
endet das Nutzungsrecht nach Maßgabe der bisheri- 
gen Bestimmungen." 

Begründung 

Die Nutzungsrechte auf Grund bisheriger landes- 
rechtlicher Bestimmungen müssen im Gesetz gere- 
gelt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu den 
Nummern 1 bis 4, 5 b, 6 f 8, 9 b, 10, 12 a, 14, 15 c, 

16 bis 19 und 21 wird zugestimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes be- 
merkt: 

Zu Nr. 5 a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da er zu 
einer Erweiterung des begünstigten Personenkreises 
und damit zu einer nicht vertretbaren Verschlechte- 
rung der Berufsaussichten aller übrigen Bewerber 
führen würde. 

Zu Nr. 5 c) 

Diesem Vorschlag kann nicht beigetreten werden; 
die Bestimmung des Absatzes 1 verschlechtert die 
Aussichten auf berufliche Selbständigkeit für alle 
Bewerber, die nicht Kinder von Inhabern von Per- 
sonalkonzessionen sind. Die Benachteiligung dieser 
Bewerber muß wenigstens in einem gewissen Um- 
fange durch eine Abgabe ausgeglichen werden, die 
der Versorgung der angestellten Apotheker zugute 
kommt. Ohne die Verpflichtung zu einer solchen Ab- 
gabe erscheint die in Absatz 1 vorgesehene Bevor- 
zugung der Kinder von Personalkonzessionaren 
nicht vertretbar. 

Der Gleichheitsgrundsatz wird nicht verletzt. Den 
Pächtern wird in § 10 eine Abgabe deshalb nicht i 
auferlegt, weil ihre Bevorzugung durch ihre persön- 
liche Leistung während der langjährigen Pachtdauer 
gerechtfertigt ist. 

Zu Nr. 7 a) und b) 

Die angestrebte Anpassung an den Wortlaut des 
§ 4 Abs. 3 wird nur erreicht, wenn § 11 Abs. 1 fol- 
gende Fassung erhält, die hiermit vorgeschlagen 
wird: 

„(1) Die Personalkonzession erlischt, 

1. durch Tod des Inhabers, 

2. durch Verzicht, 

3. wenn der Inhaber die Voraussetzung des § 2 Nr. 1 
nicht mehr erfüllt," 

Zu Nr. 9 a) 

Der vorgeschlagenen Änderung kann nicht zuge- 
stimmt werden. Die Einfügung dient nicht der Klar- 
stellung, sondern ändert die Rechtslage materiell, 
da nunmehr die Verpflichtung zur Zahlung wegfal- 
len würde, wenn der neue Konzessionsinhaber die 
Apotheke nicht in demselben Geschäftslokal weiter- 


betreibt. Da in diesem Falle nur ein nahe belegenes 
Gebäude für die Ausübung der neuen Konzession in 
Frage kommen kann, genießt der neue Konzessions- 
inhaber auch an dieser Stelle die Vorteile aus der 
persönlichen Leistung des bisherigen Inhabers. 

I 

Zu Nr. 9 c) 

Unter der Voraussetzung, daß Nr. 9 b (§ 13 Abs. 1 a 
neu) angenommen wird, wäre in dem Vorschlag des 
Bundesrates das Wort „Antragsberechtigten" durch 
„ Anspruchsberechtigten " zu ersetzen. 

Zu Nr. 11 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Bestimmung läßt 
nicht klar erkennen, ob sie sich nur an die Behörde 
richtet, oder ob die Nichtbeachtung dieser Vorschrift 
auch zivilrechtliche Folgen haben soll. Um klarzu- 
stellen, daß das letztere nicht beabsichtigt ist, wird 
folgende Fassung vorgeschlagen: 

„(1) Im Genehmigungsverfahren hat die zustän- 
dige Behörde darauf hinzuwirken, daß der Pacht- 
vertrag die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
dem Inhaber und dem Pächter abschließend regelt. 
Der Pachtvertrag soll auch Bestimmung darüber 
treffen ". 

Zu Nr. 12 b) und Nr. 13 

Der Streichung des § 21 Abs. 3 und der entsprechen- 
den Änderung des § 24 wird nicht zugestimmt. Die 
i Vorschrift des § 21 Abs. 3 ist bereits seit 1935 gel- 
tendes Recht. Sie soll eine Gefährdung der ord- 
nungsgemäßen Arzneimittelversorgung verhindern. 
Gegenüber diesem übergeordneten Interesse müs- 
sen wirtschaftliche Belange des Verpächters zurück- 
treten. 

Zu Nr. 15 a) 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll das Nut- 
zungsrecht für Witwen von Inhabern von Realkon- 
zessionen und Personalkonzessionen auf fünf Jahre 
beschränkt werden. Eine solche Verkürzung des 
Witwenrechtes würde bei Realkonzessionen in den 
Ländern, in denen ein Witwenrecht für die Dauer 
des Witwenstandes besteht, zu Entschädigungsan- 
sprüchen führen. Außerdem ist kein sachlicher 
Grund vorhanden, das Witwenrecht bei Privilegien 
und Betriebserlaubnissen nach § 1 Nr. 7 einerseits 
und Real- und Personalkonzessionen andererseits 
unterschiedlich auszugestalten. Der Änderung kann 
daher nicht zugestimmt werden, 

j Zu Nr. 15 b) 

i 

| Der vorgeschlagenen Streichung dieser Bestimmung 
; kann nicht zugestimmt werden. 
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Es kann nicht geleugnet werden, daß — wenigstens 
in den hier zu regelnden Fällen — der Tod der Ehe- 
frau für den Ehemann, der im allgemeinen eine 
eigene Existenzgrundlage hat, nicht die gleiche wirt- 
schaftliche Auswirkung hat wie der Tod des Ehe- 
mannes für die Ehefrau, die gewöhnlich von ihm 
unterhalten wird. Es ist daher sachlich gerechtfertigt, 
wenn nach dem Entwurf das Nutzungsrecht des Wit- 
wers von einem bestehenden Unterhaltsanspruch ab- 
hängig gemacht wird. Eine solche Lösung wider- 
spricht nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
dem Gleichheitsgrundsatz. 

Zu Nr. 15 d) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Das bishe- 
rige Recht kennt ein Witwenrecht für Hinterblie- 
bene von Pächtern überhaupt nicht. Es erscheint be- 
denklich, ein solches Nutzungsrecht neu einzufüh- 


ren, zumal die dann erforderlich werdenden Unter- 
pachtverhältnisse die Arzneimittelversorgung nach- 
teilig beeinflussen können. 

Zu Nr. 20 

Der Bestimmung wird mit folgender Maßgabe zuge- 
stimmt: 

In Satz 1 sind hinter dem Wort „Vertreibungsge- 
biet" einzufügen die Worte „vor der Vertreibung". 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 22 

Wird § 27 Abs. 1 in der Fassung der Regierungsvor- 
lage, wie die Bundesregierung vorschlägt, beibehal- 
ten, so besteht keine Veranlassung, § 37 a einzu- 
fügen. 
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